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) ۶ 1 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 10 Ausgegeben Danzig, den 31. März 1926 


Inhalt. Einkommenſteuergeſetz (S. 83). — Körperſchaftsſteuergeſetz (S. 102). — Geſetz über 
Aufhebung der Börſenumſatzſteuer für Anſchaffungsgeſchäfte über ausländische Zahlungsmittel (S. 105). — Vorläufiges 
Haushaltsgeſetz (S. 106). 一 Verordnung über Aenderungrn und Ergänzungen der Eichordnung vom 8. November 
1911 (S. 107). 


24 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 
Einkommenſteuergeſetz. 
Vom 27. 3. 1926. 


8 1. 
Von dem Einkommen der natürlichen Perſonen wird nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes eine 


Einkommenſteuer erhoben. 
1. Perſönliche Steuerpflicht. 


Mit dem geſamten Einkommen ſind ſteuerpflichtig (unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig): 

1. alle natürlichen Perſonen, ſolange ſie im Inlande einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen 
Auſenthalt haben. Als gewöhnlich gilt ein Aufenthalt von mehr als ſechs Monaten; beträgt 
der Aufenthalt mehr als ſechs Monate, ſo erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch auf die erſten 
ſechs Monate; 

2. Beamte der Freien Stadt Danzig, die ihren dienſtlichen Wohnſitz im Ausland haben. 

§ 3. 

(1) Mit Einkommen, das ausedem Inland bezogen wird linländiſchem Einkommen), ſind ſteuer— 
pflichtig (beſchränkt einkommenſteuerpflichtig) alle natürlichen Perſonen, wenn fie nicht ſchon nach § 2 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 

2) Als inländiſches Einkommen im Sinne des Abſatzes 1 unterliegen der Beſteuerung nur: 

1. Einkünfte aus einer im Inland betriebenen Land- und Forſtwirtſchaft (8 6 Abſatz 1 Nr. 1); 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb, für den im Inland eine Betriebsſtätte unterhalten wird oder 
ein ſtändiger Vertreter beſtellt iſt (8 6 Abſatz 1 Nr. 2); 

3. Einkünfte aus Vermietung oder Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sachinbegriffen 
und Rechten, die im Inland belegen oder in ein inländiſches öffentliches Buch oder Regiſter 
eingetragen find (8 6 Abſatz 1 Nr. 6); 

4. Einkünfte aus einer im Inland ausgeübten ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit )8 6 Abſatz 1 

Nr. 3); 

„Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit (§ 6 Abſatz 1 Nr. 4), die im Inland ausgeführt wird 

oder ausgeführt worden iſt; 

6. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, die auf Anteile an inländiſchen 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung entfallen; 

„Einkünfte aus der Beteiligung an einem inländiſchen Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 

8. Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften im Sinne des § 38, die bei der Veräußerung von 
inländiſchen Grundſtücken ſowie von Rechten, auf die die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
über Grundſtücke Anwendung finden, erzielt werden; 
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9. regelmäßig wiederkehrende Bezüge aus inländiſchen öffentlichen Kaſſen, die mit Rückſicht auf 
ein gegenwärtiges oder früheres Dienſtverhältnis gewährt werden (8 32 Abſatz 1), ſoweit ſie 
nicht nach Nr. 5 beſteuert werden. 


§ 4. 

Der Senat wird ermächtigt, in Fällen, in denen ein auswärtiger Staat das Einkommen eines 
Danzigers insbeſondere aus Gewerbebetrieb ſchwerer belaſtet als das Einkommen feiner eigenen Staats- 
angehörigen oder das der Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nationen, eine höhere Beſteuerung des 
inländiſchen Einkommens für Angehörige dieſes Staates anzuordnen. 


8 5. 
Von der Einkommenſteuer ſind Perſonen befreit, ſoweit ihnen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 


nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder ſoweit ihnen nach beſonderen mit anderen Staaten 
getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 


II. Einkommen. 
8 6. 

(1) Der Beſteuerung des Einkommens nach dieſem Geſetz unterliegen nur: 
Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Gartenbau und ſonſtiger nicht 

gewerblicher Bodenbewirtſchaftung (Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft); 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb; 
Einkünfte aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit; 
Einkünfte aus nicht ſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn); 
„Einkünfte aus Kapitalvermögen; 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sachinbegriffen 

und Rechten einſchließlich des Mietwerts der Wohnung im eigenen Hauſe; 
‚ andere wiederkehrende Bezüge; 

8. ſonſtige Leiſtungsgewinne nach Maßgabe der 88 37, 38. 

(2) Welche Einkünfte den einzelnen Einkommensarten (Abſatz 1 Nr. 1—8) zuzurechnen ſind, be⸗ 
ſtimmt ſich nach der Verkehrsauffaſſung, ſoweit nicht in den 88 22—43 eine beſondere Regelung ge— 
troffen iſt. 

(3) Der Beſteuerung des Einkommens unterliegen insbeſondere nicht einmalige Vermögensanfälle 
wie Schenkungen, Erbſchaften, Ausſteuern, Ausſtattungen, Lotteriegewinne, Kapitalempfänge auf Grund 
von Lebensverſicherungen, Kapitalabfindungen, die als Entſchädigungen für Unfälle und Körperverletzungen 
gezahlt werden, ferner Kapitalabfindungen auf Grund der Sozialverſicherung, der Penſions- und Bere 


ſorgungsgeſetze. 
8 7. 


(1) Zur Steuer wird das geſamte Einkommen herangezogen, das der Steuerpflichtige innerhalb 
des nach § 21 für die Ermittlung des Einkommens maßgebenden Kalender- oder Geſchäftsjahres bezogen 
hat ($ 9). 

(2) Als Einkommen gilt: 

1. bei Einkünften der im $ 6 Abſatz 1 Nr. 1-3 bezeichneten Art der Gewinn (§§ 10, 11); 
2. bei Einkünften der im $ 6 Abſatz 1 Nr. 4—8 bezeichneten Art der Überſchuß der Einnahmen 
(§ 12) über die nach وج‎ 13 bis 16 abzugsfähigen Ausgaben. 

(3) Treffen bei einem Steuerpflichtigen mehrere Einkommensarten zuſammen oder hat er Einkünfte 
derſelben Art aus mehreren Betrieben oder hat er abzugsfähige Ausgaben, die bei keiner einzelnen Ein- 
kommensart abgeſetzt werden können, ſo iſt das Einkommen durch Zuſammenrechnung und Ausgleich der 
bei der geſonderten Ermittlung gewonnenen Ergebniſſe zu berechnen. 


۱ 8 8. 
Bei Ermittlung des Einkommens bleiben außer Anſatz: 

1. Bezüge des Steuerpflichtigen aus einer Krankenverſicherung; 

2. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die als Unters 
ſtützungen wegen Hilfsbedürftigkeit oder als Unterſtützungen für Zwecke der Erziehung oder 
Ausbildung, der Wiſſenſchaft oder Kunſt bewilligt ſind, und ohne Gegenleiſtung des Steuer⸗ 
pflichtigen gewährte Bezüge aus der öffentlichen Erwerbsloſenfürſorge; 

3. Invalidenrenten, Verſtümmelungs- und ähnliche Zulagen ſowie Verſorgungsgebührniſſe, ſoweit 
die Steuerfreiheit durch Senatsbeſchluß anerkannt wird. 
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8 9. 

() Einnahmen gelten innerhalb des Kalender- oder Geſchäftsjahres als bezogen, in bent fie fällig 
geworden oder, ohne fällig zu fein, dem Steuerpflichtigen tatſächlich zugefloſſen ſind. Soweit ein ges 
ſchuldeter Betrag in einem Kalender- oder Geſchäftsjahr fällig geworden, fein Eingang aber zweifelhaft 
geworden iſt, kann der Steuerpflichtige ihn bis zu dem Kalender- oder Geſchäftsjahr unberückſichtigt laſſen, 
in dem er eingeht. 

(2) Ernteerzeugniſſe im Betriebe einer inländiſchen Landwirtſchaft gelten in dem Kalenderjahre als 
zugefloſſen, in dem ſie von Grund und Boden getrennt ſind. 

(3) Bei Steuerpflichtigen, die für Einkünfte der im § 6 Abſatz 1 Nr. 1—3 bezeichneten Art regel⸗ 
mäßige Abſchlüſſe fertigen, gelten Einnahmen in dem Kalender- oder Geſchäftsjahr als bezogen, für das 
ſie nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung ſpäteſtens in den Abſchlüſſen auszuweiſen ſind; 
werden die Einnahmen ohne Verſtoß gegen die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung in dem Ab— 
ſchluß für ein früheres Kalender- oder Geſchäftsjahr ausgewieſen, jo gelten fie als in dieſem Stalender- 
oder Geſchäftsjahr bezogen. 

(4) Laufende Bezüge aus nicht ſelbſtändiger Arbeit ) 6 Abſatz 1 Nr. 4), die vor Beginn des Bers 
dienſtzeitraums zugefloſſen ſind, gelten in dem Kalenderjahr als bezogen, in das der Verdienſtzeitraum 
fällt; die Vorſchrift über die Einbehaltung der Steuer vom Arbeitslohne bei der Lohnzahlung (8 58 
Abſatz 1) bleibt unberührt. 

(5) Die Vorſchriften der Abſätze 1, 3 und 4 finden auf die Frage, für welches Kalender- oder Ge— 
ſchäftsjahr ein Betrag als ausgegeben gilt, entſprechende Anwendung. 


8 10. 
(1) Der Gewinn ($ 7 Abſatz 2 Nr. 1) iſt der Überſchuß der Einnahmen über die abzugsfähigen 
Ausgaben zuzüglich des Mehrwerts oder abzüglich des Minderwerts der Erzeugniſſe, Waren und Bors 
rûte des Betriebs, der dem Betrieb dienenden Gebäude nebſt Zubehör ſowie des beweglichen Anlage- 
kapitals am Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres gegenüber dem Stande am Schluß des voran- 
gegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres. Einnahmen aus der Veräußerung von Grund und Boden, 
der zum Anlagekapital gehört, bleiben außer Betracht. Bei Steuerpflichtigen, bei denen nach der Art des 
Betriebs das der Berufstätigkeit dienende Vermögen am Schluß der einzelnen Kalender- oder Geſchäfts— 
jahre weſentlichen Schwankungen nicht zu unterliegen pflegt und am Schluß des Kalender- oder Ge- 
ſchäftsjahres Waren über das übliche Maß hinaus nicht vorhanden find, iſt es zuläſſig, lediglich den 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben zugrunde zu legen. 
(2) Iſt während des Kalender- oder Geſchäftsjahres ein Gegenſtand veräußert worden und das 
Entgelt bis zum Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres noch nicht fällig geworden ($ 9), ſo iſt bei 
Berechnung des Gewinnes an Stelle des Gegenſtandes der Wert der Gegenforderung anzuſetzen. Hinzu— 
: zurechnen iſt auch der Wert der Gegenſtände, Ausbeuten, Nutzungen oder Dienſtleiſtungen, die der Steuer— 
pflichtige aus ſeinem Betrieb für ſich und ſeinen Haushalt oder für andere Zwecke, die außerhalb des 
Betriebs liegen, entnommen hat. 

(3) Bei Aufgabe, Veräußerung oder unentgeltlicher Übertragung des Betriebs tritt für die Berech— 
| nung des Gewinns aus dieſem Betrieb an die Stelle des Schluſſes des Kalender- oder Geſchäftsjahres 
der Zeitpunkt der Aufgabe, Veräußerung oder Übertragung. An die Stelle des Schluſſes des voran— 

gegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres tritt bei Eröffnung eines Betriebs der Zeitpunkt der Eröffnung, 
bei Erwerb eines Betriebs der für den Rechtsvorgänger maßgebende Zeitpunkt im Sinne des Satzes 1. 


§ 11. 
Bei Steuerpflichtigen, die Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zu führen 
| verpflichtet find oder, ohne dazu verpflichtet zu fein, Handelsbücher nach den Vorſchriften ۵08 
geſetzbuchs tatſächlich führen, iſt der Gewinn ($ 7 Abſatz 2 Nr. 1, $ 10) der nach den Grundſätzen ord- 
۱ nungsmäßiger Buchführung für den Schluß des Geſchäftsjahres ermittelte Überſchuß des Betriebs 
| vermögens über das Betriebsvermögen, das am Schluß des vorangegangenen Geſchäftsjahres der Bere 
anlagung zugrunde gelegen hat. Bei der Ermittlung des Gewinns ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
über die Entnahmen aus dem eigenen Betrieb )8 10 Abſatz 2), die abzugsfähigen Ausgaben (§§ 13 bis 15) 


und die Bewertung (SS 17 bis 19) zu beachten. Die Vorſchriften des 8 10 Abſatz 3 finden entſprechende 
Anwendung. ê 12 


Zu den Einnahmen ($ 7 Abſatz 2 Nr. 2, 8 10 Abſatz 1) gehören alle dem Steuerpflichtigen zu— 
fließenden Güter, die in Geld oder Geldeswert beſtehen; hierzu zählen insbeſondere auch der Wert der 
Nutzung einer Wohnung im eigenen Haufe und einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unent⸗ 
geltlich überlaſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen Räume, Gärten und Parkanlagen. 
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8.13. 2 

. (1). Abzugsfähige Ausgaben )5 7 Abſatz 2 Nr. 2,8 10 Abſatz 1, 8 11) find: 

1. die Werbungskoſten (S 14); 

2. die im § 15 bezeichneten Sonderleiſtungen; 

3. die Schuldzinſen und die auf beſonderen privatrechtlichen, öffentlich-rechtlichen oder geſetz— 
lichen Verpflichtungsgründen beruhenden Renten und dauernden Laſten, ſoweit ſie nicht zu 
den Werbungskoſten gehören und nicht mit Einkünften in wirtſchaftlichem Zuſammenhang 
ſtehen, die für die Einkommenſteuer außer Betracht bleiben. Aufwendungen zur Erfüllung. 
einer geſetzlichen Unterhaltspflicht gehören auch dann nicht hierzu, wenn ſie auf Grund einer 
beſonderen privatrechtlichen Verpflichtung erfolgen. 

(2) Soweit die abzugsfähigen Ausgaben Werbungskoſten ſind oder mit einer beſtimmten Ein— 
kommensart im wirtſchaftlichen Zuſammenhang ſtehen, ſind ſie bei dieſer Art, im übrigen vom Geſamt— 
betrag der bei den einzelnen Einkommensarten gewonnenen Ergebniſſe abzuziehen. Bei beſchränkt Steuer— 
pflichtigen iſt der Abzug der im Abſatz 1 Nr. 2 bezeichneten Sonderleiſtungen überhaupt nicht, der Abzug 
der übrigen im Abſatz 1 genannten Aufwendungen nur inſoweit ſtatthaft, als ſie mit Einkünften in 
wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen, die der Beſteuerung unterliegen. 


§ 14. 

(1) Werbungskoſten find die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte gemachten 
Aufwendungen. 

(2) Aufwendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung von Gegenſtänden, deren Verwendung oder 
Nutzung durch den Steuerpflichtigen ſich beſtimmungsgemäß auf einen längeren Zeitraum erſtreckt, dürfen 
nicht in dem Kalender- oder Geſchäftsjahr der Anſchaffung oder Herſtellung voll abgezogen werden. Sie 
können vielmehr für ein Kalender- oder Geſchäftsjahr höchſtens mit dem Betrag berückſichtigt werden, 
der ſich bei der Verteilung auf die Geſamtdauer der Verwendung oder Nutzung ergibt (Abſetzung für 
Abnutzung). 

(3) Die Abſetzungen für Abnutzung find nur zuläſſig für Maſchinen und ſonſtiges Betriebsinventar, 
für gewerbliche, literariſche und künſtleriſche Urheberrechte, für Gebäude, Be- und Entwäſſerungsanlagen 
und fiſchereiwirtſchaftliche Anlagen. Die Abſetzungen bemeſſen fi) nach der gemeingewöhnlichen Nutzungs— 
dauer des Gegenſtandes. Abſetzungen für außergewöhnliche Abnutzung in einem Kalender- oder Geſchäfts— 
jahr ſind zuläſſig, bedürfen jedoch beſonderen Nachweiſes. Die Abſetzungen dürfen von keinem höheren 
als dem Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis ) 17 Abſatz 2) vorgenommen werden und ſind nach 
Hundertſätzen zu bemeſſen. 

(4) Bei Kiesgruben, Steinbrüchen und anderen einen Verbrauch der Subſtanz bedingenden Betrieben 
find Abſetzungen für Subſtanzverringerungen zuläſſig; die Vorſchriften des Abſatzes 3 Satzes 2—4 finden 
entſprechende Anwendung. 

5) Zu den Werbungskoſten gehören auch: 

1. Steuern vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb, ſonſtige öffentliche Abgaben und die 
Beiträge zur Verſicherung von Gegenſtänden, ſoweit dieſe Aufwendungen zu den Geſchäfts— 
unkoſten oder Verwaltungskoſten zu rechnen ſind; 

2. notwendige Ausgaben des Steuerpflichtigen durch Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeits— 
ſtätte; 

3. Aufwendungen des Arbeitnehmers für Arbeitsmittel (Werkzeuge und Berufskleidung); 

4. Koſten für die Zuſammenlegung von Grundſtücken (Flurbereinigung). 


8 15. 

(1) Anker Sonderleiftungen find: 

1. Beiträge, die der Steuerpflichtige für ſich und ſeine nicht ſelbſtändig veranlagten Haushalts— 
angehörigen zu Kranken-, Unfall, Haftpflicht-, Angeſtellten-, Invaliden- und Erwerbsloſen— 
verſicherungs-, Witwen-, Waijen- und Penſionskaſſen gezahlt hat, ſoweit ſich der Gegenſtand 
der Verſicherung auf die bezeichneten Gefahren beſchränkt; 

. Beiträge zu Sterbekaſſen für den Steuerpflichtigen und ſeine nicht ſelbſtändig veranlagten 
Haushaltsangehörigen bis zu einem Jahresbetrage von insgeſamt 100 Gulden; 

3. Verſicherungsprämien, welche für Verſicherungen des Steuerpflichtigen oder eines ſeiner nicht 

ſelbſtändig veranlagten Haushaltsangehörigen auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt werden, 
ſoweit fie den Betrag von 1200 Gulden jährlich nicht überſteigen; 

4. Spareinlagen bei Danziger Sparkaſſen bis zu einem Betrage von 1200 Gulden jährlich, 

ſofern die Rückzahlung des Kapitals nur für den Todesfall oder für den Fall des Erlebens 
innerhalb einer Zeit von nicht weniger als 10 Jahren vereinbart iſt und die Vereinbarung 
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unter Verzicht beider Vertragsteile auf eine Abänderung oder Aufhebung dem Steueramt 
angezeigt wird; 

5. Beiträge an inländiſche öffentlich = rechtliche Berufs- oder Wirtſchaftsvertretungen ſowie an 
inländiſche Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt; 

6. Steuern an die im Artikel 97 der Verfaſſung genannten Religionsgeſellſchaften, ſoweit dieſe 
Steuern in dem nach § 9 maßgebenden Kalender- oder Geſchäftsjahr fällig geworden ſind; 

7. Zuwendungen an Unterſtützungs-, Wohlfahrts- und Penſionskaſſen des Betriebs des Steuer— 
pflichtigen, wenn die dauernde Verwendung für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt; 1 

8. Ausgaben für die Fortbildung in dem Beruf, den der Steuerpflichtige ausübt. 

(2) Die Abzüge zu Abſatz 1 Ziffer 1 bis 4 dürjen zuſammen den Betrag von 1200 Gulden jährlich 
nicht überſteigen. . 

§ 16. 

(1) Als Ausgaben dürfen unbeſchadet des § 13 Abſatz 1 Nr. 3, § 15 Aufwendungen nicht abgeſetzt 
werden, die ſich als Verwendung des Einkommens darſtellen. Hierher gehören insbeſondere: 

1. Aufwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu Geſchäftserweiterungen, 
zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung oder zu Erſatzbeſchaffungen, ſoweit dieſe Aufwendungen 
über den Rahmen der SS 13, 14 hinausgehen und nicht für Gegenſtände gemacht worden 
find, die beim Vermögensvergleiche (SS 10, 11) berückſichtigt werden; 

. die zur Beſtreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte ſeiner Familien— 
angehörigen aufgewendeten Beträge; ۱ 

3. die von den Steuerpflichtigen entrichtete Einkommenſteuer ſowie ſonſtige Perſonalſteuern und 
die von den Mietern gemäß § 5 Ziffer 7 des Wohnungsbaugeſetzes unmittelbar eingezogene 
Wohnungsbauabgabe. 。 

(2) Ferner find nicht abzugsfähig Zinſen für das in dem lande und forſtwirtſchaftlichen oder 
gewerblichen Betrieb angelegte eigene Vermögen des Steuerpflichtigen. 

9 

(1) Für die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Gegenſtände iſt für den Schluß des Kalender- oder 
Geſchäftsjahres (§ 10 Abſatz 1, S 11) der gemeine Wert zugrunde zu legen. Bei der Ermittlung des 
gemeinen Wertes von Gegenſtänden, die nicht zum Verkauf beſtimmt find, it nicht der bei der Bers 
äußerung jedes Gegenſtandes im einzelnen erzielbare Preis zu ermitteln, vielmehr iſt davon auszugehen, 
daß der Gegenſtand auch fernerhin der Fortführung des Betriebs dient, dem er zur Zeit der Bewertung 
angehört. 

(2) An Stelle des gemeinen Wertes kann der Steuerpflichtige den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs— 
preis unter Abzug der nach § 14 Abſatz 2—4 zuläſſigen Abſetzungen für Abnutzung und Subſtanzver⸗ 
ringerung einſetzen. Iſt ein Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis nicht gegeben, jo gilt als ſolcher der 
Betrag, der für den Gegenſtand im Zeitpunkt ſeines Erwerbes durch den Steuerpflichtigen unter gemein⸗ 
gewöhnlichen Verhältniſſen hätte aufgewendet werden müſſen. 

(3) Werden einem Betrieb Gegenſtände gewidmet, die dem Steuerpflichtigen ſchon vorher gehört 
haben, ſo dürfen ſie mit keinem höheren als dem gemeinen Werte im Zeitpunkt der Widmung angeſetzt 
werden. Iſt bei einem Steuerpflichtigen ein Kalender- oder Geſchäftsjahr, für das eine Gewinnermittlung 
nach § 10 Abſatz 1, § 11 vorzunehmen war, nicht vorangegangen, ſo dürfen unbeſchadet der Vorſchrift 
des Satzes 1 für den Beginn des Kalender- oder Geſchäftsjahres die dem Betrieb gewidmeten Gegen— 
ſtände mit keinem höheren als dem Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis angeſetzt werden. 


8 18. 

(1) Bei Gegenſtänden, die bereits am Schluß des vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres 
zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen oder im Falle unentgeltlichen Erwerbs eines Betriebs zum 
Betriebsvermögen des Rechtsvorgängers gehört haben, iſt der für den Schluß eines Kalender- oder 
Geſchäftsjahres angeſetzte Wert eines Gegenſtandes bei der Veranlagung des Steuerpflichtigen oder ſeines 
Rechtsnachfolgers auch weiterhin für die folgenden Kalender- oder Geſchäftsjahre anzuſetzen; der Steuer 
pflichtige kann jedoch für den Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres an Stelle des Anſchaffungs— 
oder Herſtellungspreiſes den niedrigeren gemeinen Wert und an Stelle des angeſetzten gemeinen Wertes 
den um die Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung verminderten Anſchaffungs- oder 
Herſtellungspreis anſetzen, wenn dieſer niedriger iſt. 

(2) Bei unentgeltlicher Übertragung eines Betriebs kann für die Veranlagung des letzten Betriebs— 
inhabers ſtets auch der höhere gemeine Wert angeſetzt werden, ohne Rückſicht darauf, ob beim Schluß 
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des vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres der gemeine Wert oder der Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungspreis eingeſetzt war. 
§ 19. 

(1) Nicht in Geld beſtehende Einnahmen wie Naturalien, Waren, Koſt, Wohnung, Genuß von 
Rechten und Gütern, Ausbeuten und Dienſtleiſtungen ſind, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, mit 
den üblichen Mittelpreiſen des Verbrauchsorts anzuſetzen. 

(2) Das Landesſteueramt wird ermächtigt, für die Bewertung der in Abſatz 1 bezeichneten Ein- 
nahmen, insbeſondere der Beköſtigung und Unterbringung von Lohn- und Gehaltsempfängern, Durch— 
ſchnittsſätze zu beſtimmen. 

§ 20. 

(1) Dem Einkommen eines unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Ehemannes wird das Einkommen ſeiner 
gleichfalls unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Ehefrau hinzugerechnet, wenn ſowohl die Ehe ſelbſt wie die dau⸗ 
ernde eheliche Lebensgemeinſchaft während des ganzen Kalenderjahres beſtanden hat, für das die Steuer 
zur Erhebung kommt. Für die Feſtſtellung des zuſammengerechneten Einkommens der Ehegatten gilt 
die Vorſchrift des 8 7 Abſatz 3 ſinngemäß. 

(2) Die Haftung eines Ehegatten für die Steuer nach 8 76 Abſatz 2 des Steuergrundgeſetzes wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er Einkommen im Kalender- oder Geſchäftsjahr nicht bezogen hat. 

(3) Für die vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten untereinander gilt jeder Ehegatte als 
Schuldner des Steuerteils, der nach den Verhältniszahlen berechnet wird, die ſich ergeben, wenn jeder 
Ehegatte getrennt mit ſeinem Einkommen veranlagt worden wäre. 

a § 21. 

() Die Einkommenſteuer wird nach Ablauf jedes Kalenderjahres veranlagt und zwar nach Maß⸗ 
gabe des geſamten Einkommens, das in dieſem Kalenderjahr bezogen iſt. 

(2) Für die Feſtſtellung des Einkommens aus dem Betrieb eines Gewerbes tritt bei Steuer— 
pflichtigen der in $ 11 bezeichneten Art, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Geſchäftsjahr regel— 
mäßige Geſchäftsabſchlüſſe machen, an Stelle des Kalenderjahres das Geſchäftsjahr, das in dem nach 
Abſatz 1 maßgebende Kalenderjahr endet. Das ſonſtige Einkommen dieſer Steuerpflichtigen wird nach 
dem Kalenderjahr und nur, ſoweit es in dem betreffenden Geſchäftsabſchluß mitenthalten iſt, nach dem 
Geſchäftsjahre berechnet. Enden mehrere Geſchäftsjahre in einem Kalenderjahr, ſo wird das Ergebnis 
dieſer Geſchäftsjahre zuſammengerechnet. Liegt zwiſchen zwei Geſchäftsjahren ein Zeitraum, für den ein 
Geſchäftsabſchluß nicht gemacht worden iſt, ſo iſt das in dieſem Zeitraum erzielte Einkommen gleichfalls 
und zwar inſoweit in Anſatz zu bringen, als es auf das nach Abſatz 1 maßgebende Kalenderjahr entfällt. 
Fällt die Steuerpflicht in der Zeit zwiſchen dem Ende des letzten Geſchäftsjahres, das der Veranlagung 
zugrunde zu legen iſt, und dem Ende des nach Abſatz 1 maßgebenden Kalenderjahres weg, ſo wird dem 
Ergebnis des letzten Geſchäftsjahres das Einkommen zugerechnet, das bis zum Wegfall der Steuerpflicht 
erzielt worden iſt. 

(3) Die Vorſchriften des Abſatzes 2 gelten mit den ſich aus § 27 ergebenden Abweichungen ent- 
ſprechend für Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft, für die ordnungsgemäß Bücher geführt werden. 

( Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen nach Abſatz 1 maßgebenden Kalenderjahres 
beſtanden, ſo erfolgt die Veranlagung für dieſes Kalenderjahr nach dem während der Dauer der Steuer- 
pflicht bezogenen Einkommen. 

6) Wenn die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres fortfällt, ift die Veranlagung in Ab⸗ 
weichung von Abſatz 1 unverzüglich durchzuführen. 


III. Die einzelnen Einkommensarten. 
1. Land- und Forſtwirtſchaft. 
§ 22. 

() Zu den Einkünften aus dem Betrieb von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Gartenbau und ſonſtiger 
nicht gewerblicher Bodenbewirtſchaftung (Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft) gehören neben den in 
5 10 Abſatz 2 Satz 2 und § 12 bezeichneten auch Einkünfte 

1. aus Tierzucht; 
2. aus Gemüſe⸗ und Obſtbau, Baumſchulen und Samenzucht; 
3. aus Binnenfiſcherei, Fiſchzucht und Teichwirtſchaft; 
4. aus Torfſtich und der Gewinnung von Steinen und Erden; 
5. aus landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben (Molkereien, Brennereien, Ziegeleien uſw.), 
es ſei denn, daß es ſich um einen ſelbſtändigen gewerblichen Betrieb handelt. 
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(2) Zu den Einkünften aus dem Betrieb von Land- und Forſtwirtſchaft gehören auch Einkünfte 
aus der Ausübung der Jagd, ſoweit fie mit dem Betriebe einer Land- oder Forſtwirtſchaft im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, und die im Betrieb anfallenden Einkünfte aus Rechten an Grundſtücken, aus Gefällen ſowie 
aus ſolchen Rechten, auf welche die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung 
finden. § 23 

(1) Die Ermittlung des Gewinns aus dem Betrieb der Landwirtſchaft erfolgt in vereinfachter Form 
auf Grund von Pauſchſätzen. Durch die Pauſchſätze wird der Gewinn ausgedrückt, der in dem nach § 21 
maßgebenden Kalenderjahr unter Berückſichtigung des § 14 Abſatz 1 bis 4 und § 22 für den Hektar der 
zum einzelnen landwirtſchaftlichen Betrieb gehörenden Bodenfläche erzielt iſt. Die Pauſchſätze ſind für 
jede Bodenklaſſe, in die das landwirtſchaftliche Betriebsvermögen bei den Vermögensſteuerveranlagungen 
eingeteilt iſt, einheitlich für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig feſtzuſetzen. 

(2) Bei Feſtſtellung des Einkommens nach Abſatz 1 find für jeden einzelnen Betrieb die Pauſch— 
ſätze der Bodenklaſſe maßgebend, in die er bei der Vermögensſteuerveranlagung für das gleiche Kalender⸗ 
jahr, für das die Einkommenſteuer veranlagt wird, eingeſtuft iſt. 

(3) Gehören zu einem landwirtſchaftlichen Betrieb Einrichtungen der im 8 22 bezeichneten Art, die 
auf den Ertrag des geſamten Betriebs von weſentlichem Einfluß find, und ift dieſem Umſtande bei Feſt⸗ 
ſetzung des Vermögensſteuerwertes nicht vollſtändig Rechnung getragen, ſo können zu dem nach den 
Pauſchſätzen ermittelten Einkommen angemeſſene Zuſchläge feſtgeſetzt werden. 

(4) Das Verfahren der Abſätze 1—3 findet keine Anwendung, wenn der einzelne Steuerpflichtige 
durch fortlaufend geführte, vom Steuerausſchuß oder vom Steuergericht als vollſtändig und richtig an⸗ 
erkannte Aufzeichnungen ſeiner Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben den Nachweis erbringt, daß das 
Betriebsergebnis in dem maßgebenden Kalenderjahr von dem auf Grund der Pauſchſätze ermittelten 
erheblich abweicht. § 9 Abſatz 2 gilt inſoweit nicht. 

§ 24. 

(1) Zu dem nach den Vorſchriften des § 23 ermittelten Einkommen für den einzelnen Betrieb treten 
zur Abgeltung des Eigenverbrauchs (§ 10 Abſatz 2 Satz 2) folgende Zuſchläge: 

für den Tag 


bei Beſitzungen 


bei Beſitzungen 
über 100 ha 


bei Beſitzungen 
über 50 bis 100 ha 


bis 50 ha 


für den Steuerpflichtigen, deſſen Ehefrau, 
ſonſtige im Haushalt lebende erwachſene 
Perſonen und die im Haushalt lebenden 
Kinder über 16 Jahre je 
für die im Haushalt lebenden Kinder 
unter 16 Jahren 
für die im Haushalt des Steuerpflichtigen 
ganz oder überwiegend tätigen Dienſt⸗ 
CCC 
(2) Zu dem nach den Vorſchriften des 8 23 ermittelten Einkommen für den einzelnen Betrieb iſt 
weiter hinzuzuſetzen der Mietwert der Wohnung des Betriebsinhabers, ſeiner Familie und der zu ſeiner 
Familie gehörigen Perſonen. 9 85. 

(1) Von dem auf Grund der Vorſchriften des 8 23 Abſatz 1—3 und § 24 für den einzelnen Bes 
trieb ermittelten Einkommen dürfen außer den in § 13 Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Beträgen 
nur die in 8 14 Abſatz 5 aufgeführten Beträge beſonders abgezogen werden. Die Vorſchriften der §§ 45 
und 46 bleiben unberührt. ۱ ۱ 

(2) Tritt im Laufe eines Kalenderjahres in dem Eigentum oder der Bewirtſchaftung eines land— 
wirtſchaftlichen Betriebs ein Perſonenwechſel ein, ſo iſt das Einkommen daraus nach den Vorſchriften 
des 8 23 Abſatz 1—3 für das ganze Kalenderjahr einheitlich feſtzuſtellen. Die Aufteilung des Geſamt⸗ 
einkommeus auf die einzelnen Berechtigten richtet ſich, ſoweit die privaten Vereinbarungen zwiſchen den 
Parteien nicht eine andere Regelung erforderlich machen, nach der Dauer der Zeit, während der die 
einzelnen Steuerpflichtigen die Wirtſchaft geführt haben. 

8 26. 

() Die Pauſchſätze werden für jedes Kalenderjahr durch die zuſtändigen Steuerausſchüſſe feſtgeſetzt . 

(2) Erſcheinen die von den Steuerausſchüſſen beſchloſſenen Pauſchſätze dem Steueramt zu hoch oder 
zu niedrig oder wird durch fie eine einheitliche Erfaſſung des landwirtſchaftlichen Einkommens im geſamten 
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Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht gewährleiſtet, ſo ſetzt das Steuergericht auf Antrag des Steuer— 
amtes die Pauſchſätze endgültig feſt. 

(3) Das Steuergericht entſcheidet hierüber in einer Sitzung, zu der ſämtliche ehrenamtlichen 
Mitglieder der 1. Kammer zu laden ſind. Die Richtigkeit der Pauſchſätze kann im Rechtsmittelverfahren 
nicht angegriffen werden. 

§ 27. 

(1) Steuerpflichtige, die über den Betrieb der Landwirtſchaft ordnungsmäßige, den Reinertrag 
nachweiſende Bücher führen, werden nach den Vorſchriften der 88 23 — 26 zunächſt vorläufig zur Steuer 
herangezogen. 

(2) Die endgültige Veranlagung iſt auf Grund des Buchabſchluſſes vorzunehmen, der die Ernte 
aufweiſt, deren Ertrag der Bemeſſung der Pauſchſätze nach § 23 zugrunde gelegt iſt. Die endgültige 
Veranlagung auf Grund des Buͤchabſchluſſes iſt nur zuläſſig, wenn bei Abgabe der Steuererklärung für 
das betreffende Kalenderjahr ein dahingehender Antrag vom Steuerpflichtigen geſtellt wird. 

(3) Die Bücher gelten vorbehaltlich der Prüfung ihres Inhalts als ordnungsmäßig nur, wenn ſie 

1. alle geſchäftlichen Vorgänge des Betriebs, nach beſtimmten Grundſätzen geordnet, mit ihrem 
Geldwert in Erſcheinung bringen, insbeſondere auch die Beziehungen des Betriebsunternehmers 
zum Betrieb (Eigenverbrauch, Entnahmen, Zuſchüſſe zum Betrieb aus anderen Vermögens 
beſtandteilen) fortlaufend verzeichnen; 

2. auf Grund einer jährlichen Inventur die Anderung der einzelnen Beſtandteile des im Betrieb 
angelegten Vermögens darſtellen; 

3. alle ſonſtigen, durch Ausführungsbeſtimmungen feſtgeſetzten Vorausſetzungen erfüllen. 

(4) Ergibt die Prüfung der Bücher, daß fie den Erforderniſſen des Abſatzes 3 nicht genügen oder 
ihr Inhalt erhebliche Unrichtigkeiten aufweiſt, ſo iſt die vorläufige Veranlagung als endgültig zu erklären. 
Das gleiche gilt, wenn das Ergebnis der Buchführung unter Berückſichtigung der geſamten wirtſchaftlichen 
Lage des Betriebes in auffälligem Gegenſatz zu dem Ertrage gleichartiger landwirtſchaftlicher Betriebe 
mit oder ohne Buchführung ſteht, und ein dahingehender ausdrücklicher Beſchluß des zuſtändigen Steuer- 
ausſchuſſes oder des Steuergerichtes gefaßt iſt. 

2. Gewerbebetrieb. 
: 8 28. 

Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören auch 

1. bei perſönlich haftenden Geſellſchaftern einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien die Vergütungen 

Tantiemen) ſowie die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter, welche auf ihre nicht auf das Grund⸗ 
kapital gemachten Einlagen entfallen; 

bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 
anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des Gewerbe— 
betriebs anzuſehen iſt, ihr Anteil am Geſchäftsgewinn zuzüglich etwaiger beſonderer Bers 
gütungen, die der Geſellſchafter für Mühewaltungen im Intereſſe der Geſellſchaft für deren 
Rechnung bezogen hat. 


IV 


§ 29. 

(1) Steht der Gewinn aus einem inländiſchen Gewerbebetrieb infolge beſonderer Vereinbarungen 
des Steuerpflichtigen mit einem im Inland nicht unbeſchränkt Steuerpflichtigen in offenbarem Mißverhältnis 
zu dem Gewinn, der ſonſt bei Geſchäften gleicher oder ähnlicher Art erzielt wird, ſo kann dieſer Gewinn, 
mindeſtens aber die übliche Verzinſung des dem Vetrieb dienenden Kapitals, bei der Einkommens— 
ermittlung für den inländiſchen Gewerbebetrieb angeſetzt werden. Als Kapital im Sinne dieſer Vorſchrift 
gilt außer dem Anlagekapital auch das umlaufende Betriebskapital, insbeſondere Waren, Erzeugniſſe 
und Vorräte. ۱ 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 findet keine Anwendung, wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, 
daß weder er am Vermögen oder am Gewinn des ausländiſchen Gewerbebetriebs noch deſſen Inhaber 
am Gewinn oder am Vermögen dieſes Gewerbebetriebs weſentlich beteiligt iſt. 

§ 30. 

(1) Iſt bei der beſchränkten Steuerpflicht nach § 3 Abſatz 2 Nr. 2 der inländiſche Gewerbebetrieb 
Zweigniederlaſſung eines ausländiſchen Unternehmens, ſo kann bei der Einkommensermittlung für den 
inländiſchen Gewerbebetrieb der Gewinn angeſetzt werden, der ſonſt bei inländiſchen Geſchäften gleicher 
oder ähnlicher Art erzielt wäre, wenn es ſich um ein ſelbſtändiges Unternehmen handelte, mindeſtens aber 
die übliche Verzinſung des der inländiſchen Zweigniederlaſſung gewidmeten Kapitals. Als Kapital im 
Sinne dieſer Vorſchrift gilt außer dem Anlagekapital auch das umlaufende Betriebskapital, insbeſondere 
Waren, Erzeugniſſe und Vorräte. Die Vorſchrift findet auch dann Anwendung, wenn nach den Maß— 
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nahmen der Geſchäftsleitung der Gewinn zwiſchen der inländiſchen Zweigniederlaſſung und dem aus— 
ländiſchen Hauptunternehmen anderweit verteilt wird. 
(2) Der Steuerausſchuß iſt ermächtigt, die Einkommenſteuer auf Antrag des Steuerpflichtigen auch 
in einem Pauſchbetrage feſtzuſtellen. 
3. Sonſtige ſelbſtändige Berufstätigkeit. 
SB]. 
(1) Zu den Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit gehören inbeſondere: 

1. Einkünfte aus freien Berufen, insbeſondere der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher, 
ſchriftſtelleriſcher, unterrichtender oder erzieheriſcher Tätigkeit, aus der Berufstätigkeit der Arzte, 
Rechtsanwälte, Architekten und Ingenieure; 

. andere Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeitstätigkeit, insbeſondere Vergütungen für Vermögens— 
verwaltungen und für Vollſtreckung von Teſtamenten ſowie Vergütungen (Tantiemen) oder 
unter ſonſtiger Benennung gewährte Bezüge, geldwerte Vorteile und Entſchädigungen, die 
den Mitgliedern des Auſſichtsrats von Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften und von ſonſtigen Perſonenvereinigungen 
gewährt werden, bei denen der Steuerpflichtige nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) 
anzuſehen iſt. 

(2) Einkünfte der im Abſatz 1 bezeichneten Art ſind auch dann als Einkünfte aus ſonſtiger ſelb— 
ſtändiger 3 anzuſehen, wenn es ſich nur um eine vorübergehende Tätigkeit handelt. 
4. Nichtſelbſtändige Arbeit. 
8 32. 
(1) Zu den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn) gehören ohne Rückſicht darauf, 
ob es ſich um eine nachhaltige Tätigkeit handelt oder nicht, insbeſondere: 

1. Gehälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Gratifikationen oder unter ſonſtiger Benennung 
gewährte Bezüge, geldwerte Vorteile und Entſchädigungen der in öffentlichem oder privatem 
Dienſte angeſtellten oder beſchäftigten Perſonen; 

2. Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenpenſionen und andere Bezüge oder geldwerte 
Vorteile für frühere Dienſtleiſtung. 

(2) Zum Arbeitslohn gehören nicht: 

1. die aus öffentlichen Kaſſen gewährten Aufwandsentſchädigungen, Tagegelder und Reiſekoſten. 
Zu den Aufwandsentſchädigungen der im öffentlichen Dienſte angeſtellten Perſonen gehört 
auch der nach ausdrücklicher Anordnung zur Beſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmte Teil 
des Gehalts oder einer etwaigen Zulage; ۱ 

2. Entſchädigungen, die den im privaten Dienſte angeſtellten Perſonen nach ausdrücklicher 
Vereinbarung zur Beſtreitung des durch den Dienſt veranlaßten Aufwandes gezahlt werden, 
wenn ſie nur in Höhe des nachgewieſenen Dienſtaufwandes gewährt werden oder die tat— 
ſächlichen Aufwendungen offenbar nicht überſteigen. 

(3) Zum Arbeitslohn gehören nicht Entgelte für Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die der 

Umſatzſteuer auf Grund des Umſatzſteuergeſetzes unterliegen. 

5. Kapitalvermögen. 
8. 83. 
(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören insbeſondere: 

1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, 
Genußſcheine ſowie auf Anteile an der Reichsbank, an Kolonialgeſellſchaften, an bergbau— 
treibenden Vereinigungen, welche die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben, an Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung und an Genoſſenſchaften; rühren die vorbezeichneten Einkünfte von 
einer Erwerbsgeſellſchaft her, die in der Freien Stadt Danzig unbeſchränkt körperſchafts— 
ſteuerpflichtig iſt, ſo gelten als Einnahmen: 

a) falls die Bezüge aus einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
fließen, 70% der empfangenen Beträge, 

b) falls die Bezüge aus einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung fließen, 50% der 
empfangenen Beträge; 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 

3. Zinſen von Anleihen, die in öffentlichen Schuldbüchern eingetragen oder über die Teilſchuld— 
verſchreibungen ausgegeben ſind; 

4. Zinſen aus Kapitalforderungen jeder Art einſchließlich der Zinſen aus Einnahmen und 
Guthaben bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanſtalten; 


1 
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5. Zinſen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von Rentenſchulden. Bei Tilgungs- 
hypotheken und Tilgungsgrundſchulden gilt nur der Teil der Zahlung als Kapitalertrag, der 
auf den jeweiligen Kapitalreſt als Zins entrichtet wird; 

6. Diskontbeträge von Wechſeln und Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel, ſoweit es ſich 
um Kapitalanlagen handelt. 

(2) Als Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des Abſatz 1 gelten auch: 

1. beſondere Entgelte oder Vorteile, die neben Kapitalerträgen der im Abſatz 1 genannten Art 
oder an deren Stelle gewährt werden; 

2. Einkünfte aus der Veräußerung von Dividenden und Zinsſcheinen ſowie ſonſtigen Gewinnen, 
ſofern die dazu gehörigen Aktien, Schuldverſchreibungen und ſonſtigen Anteile im Eigentum 
des Steuerpflichtigen bleiben. 

(3) Soweit Kapitalerträge der in Abſatz 1 und 2 bezeichneten Art in einem gewerblichen Betrieb 


oder einem Betrieb der Land- und Forſtwirtſchaft anfallen, für den ordnungsmäßig Bücher geführt 
werden, gelten ſie als Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder aus Land- und Forſtwirtſchaft. 


6. Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, 
Sachinbegriffen und Rechten. 
§ 34. 
(1) Zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sach— 


inbegriffen und Rechten gehören insbeſondere: 


1. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung und ſonſtiger zeitlich begrenzter Überlaſſung von 
Grundſtücken, Gebäuden und Gebäudeteilen, von Schiffen, die ins Schiffsregiſter eingetragen 
ſind, ſowie von Rechten, auf die die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke 
Anwendung finden; 

2. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung und ſonſtiger zeitlich begrenzter ÜUberlaſſung von 
landwirtſchaftlichem Inventar, von beweglichem Betriebsvermögen und von einer zur Aus— 
übung einer ſelbſtändigen Berufstätigkeit dienenden Einrichtung; 

3. Einkünfte aus Verpachtung oder ſonſtiger zeitlich begrenzter Überlaſſung von literariſchen, 
künſtleriſchen und gewerblichen Urheberrechten, von Rechten, Gerechtigkeiten und Gefällen, 
ſoweit dieſe Einkünfte nicht den Einkünften aus Gewerbebetrieb oder aus ſonſtiger ſelbſtändiger 
Berufstätigkeit zuzurechnen ſind. 

(2) Als Einkünfte im Sinne des Abſatzes 1 gelten auch Einkünfte aus der Veräußerung von Miet- 


und Pachtzinsforderungen, und zwar auch dann, wenn die Einkünfte im Veräußerungspreiſe von Grund- 
ſtücken enthalten find und die Miet- oder Pachtzinſen ſich auf einen Zeitraum beziehen, in dem der 
Veräußerer noch Beſitzer war. 


(3) Den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung werden der Wert der Nutzung einer Wohnung 


im eigenen Hauſe und einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unentgeltlich überlaſſenen Wohnung 
einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen Räume, Gärten und Parkanlagen gleichgeſtellt, ſoweit der Wert 
nicht ſchon bei Einkünften anderer Art einbezogen worden iſt. 


() Soweit Einkünfte der im Abſatz 1 bis 3 bezeichneten Art in einem gewerblichen Betrieb an— 


fallen oder zu den Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit, aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
oder zu anderen wiederkehrenden Bezügen gehören, ſind ſie dieſen Einkünften zuzurechnen. 


(5) Einkünfte aus den durch das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungs— 


baues vom 9. Dezember 1925 begünſtigten Grundſtücken bleiben im Rahmen der dortigen Vorſchriften 
außer Anſatz. 8 85 


Bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung find für die Einkommensermittlung dem Padht- 


oder Mietzins die dem Pächter oder Mieter zum Vorteil des Verpächters oder Vermieters obliegenden 
Natural- oder ſonſtigen Nebenleiſtungen ſowie die dem Verpächter oder Vermieter vorbehaltenen Nutzungen 
hinzuzurechnen; abzurechnen ſind die dem Verpächter oder Vermieter obliegenden abzugsfähigen Laſten. 


7. Andere wiederkehrende Bezüge. 
8 36. 

Zu den anderen wiederkehrenden Bezügen gehören insbeſondere: 

1. vererbliche Renten; 

2. Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten; 

3. Zuſchüſſe und ſonſtige Vorteile, die als wiederkehrende Bezüge gewährt werden, und zwar 
auch dann, wenn ein klagbarer Anſpruch auf ſie nicht beſteht. Iſt die Zuwendung freiwillig 
oder zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht erfolgt, ſo hat ſie der Empfänger nicht 
zu verſteuern, wenn der Geber unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt. ۱ 
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8. Sonſtige Leiſtungsgewinne. 
8 37. 

() Sonſtige Leiſtungsgewinne find: 

1. Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften in den Grenzen des § 38, es fei denn, daß es ſich um 
Gegenſtände handelt, deren Wert bei einer Gewinnermittlung nach SS 10, 11 oder bei Ein— 
künften der im § 6 Abſatz 1 Nr. 4 bis 7 bezeichneten Art als Einnahme in Anſatz gebracht 
wird; Einkünfte, ſoweit ſie infolge einer anderen Tätigkeit anfallen, die nicht zu den in 8 6 
Abſatz 1 Nr. 1 bis 4, 6 bezeichneten gehören, insbeſondere Einkünfte aus gelegentlichen Bers 
mittlungen und aus Vermietung beweglicher Gegenſtände einſchließlich der Schiffe, die nicht 
im Schiffsregiſter eingetragen ſind. 

(2) Einkünfte der in Abſatz 1 Nr. 2 genannten Art unterliegen der Beſteuerung nur, wenn die 
Einnahmen im Kalender- oder Geſchäftsjahr den Betrag von 500 G überſtiegen haben. 

§ 38. 

(1) Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften unterliegen der Beſteuerung nur, wenn fie als Spefu- 
lationsgeſchäfte anzuſehen ſind. Als Spekulationsgeſchäfte gelten vorbehaltlich des Abſatzes 2 Veräuße— 
rungsgeſchäfte, 

1. wenn der Zeitraum zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung 

a) bei Grundſtücken weniger als 2 Jahre, 
b) bei anderen Gegenſtänden, insbeſondere Wertpapieren, weniger als 3 Monate beträgt oder 

2. wenn es ſich um Geſchäfte handelt, bei denen der Erwerb der Veräußerung zeitlich folgt. 

(2) Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften bleiben ſteuerfrei, wenn 

1. der veräußerte Gegenſtand nicht zum vermögenſteuerpflichtigen Vermögen des Veräußerers 
gehört, 

2. der im Kalenderjahr aus Veräußerungsgeſchäften erzielte Gewinn insgeſamt weniger als 
1000 G beträgt, 

3. der Steuerpflichtige dartut, daß der veräußerte Gegenſtand nicht zum Zwecke gewinnbringender 
Wiederveräußerung erworben worden iſt. 

(3) Verluſte aus Veräußerungsgeſchäften im Sinne des Abſatzes 1 können nur bis zur Höhe der 
im gleichen Kalenderjahr erzielten und der Beſteuerung unterliegenden Veräußerungsgewinne abgezogen 
werden. ۱ 

§ 39. 

Für die Ermittlung des Gewinns und des Verluſtes bei Veräußerungsgeſchäften (8 37 Abſatz 1 
Nr. 1, § 38) find als Einnahmen der Veräußerungspreis und als Ausgaben neben den Werbungskoſten 
der Anſchaffungspreis anzuſetzen; zu den Werbungskoſten gehört auch die Hälfte der Grundwechſelſteuer. 
Iſt der Anſchaffungspreis nicht zu ermitteln, ſo gilt als ſolcher der gemeine Wert, den der Gegenſtand 
zur Zeit des Erwerbes gehabt hat. 


9. Gemeinſame Vorſchriften. 
8 40. ۱ 
Zu den Einkünften der im § 6 bezeichneten Art gehören außer den in § 22 bis 36, 37 Abſatz 1 
Nr. 2 den einzelnen Einkommensarten ausdrücklich zugewieſenen, insbeſondere Einkünfte, die dem 
Steuerpflichtigen aus einer ehemaligen Tätigkeit im Sinne des 86 Abſatz 1 Nr. 1 bis 4 oder aus einem 
erloſchenen Rechtsverhältnis im Sinne des 8 6 Abſatz 1 Nr. 5 bis 8 zufließen; dies gilt auch dann, 
wenn dieſe Einkünfte dem Steuerpflichtigen als Rechtsnachfolger zufließen. 


8 41. 

Für die Einreihung unter die Einkünfte im Sinne des § 6 Abſatz 1 bis 3 iſt es ohne Bedeutung, 
ob der Unternehmer oder der Berufstätige Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder ein ſonſtiger Nutzungs⸗ 
berechtigter iſt. Einkünfte aus Verpachtung ($ 34) gehören im Sinne dieſes Geſetzes nicht zu den Ein- 
fünften der in § 6 Abſatz 1 Nr. 1 bis و‎ bezeichneten Art. 


8 42. 

Bei Steuerpflichtigen, die durch Zuzug aus dem Ausland unbeſchränkt ſteuerpflichtig werden, kann 
der Senat anordnen, daß im einzelnen Fall oder in beſtimmten Gruppen von Fällen für die Dauer 
von fünf Jahren ſeit Begründung der unbeſchränkten Steuerpflicht von der Heranziehung von Einkünften 
beſtimmter Art, insbeſondere von der Heranziehung des ausländiſchen Einkommens ganz oder teilweiſe 
abgeſehen wird, oder daß ſolche Perſonen nach Maßgabe ihres inländiſchen Verbrauchs beſteuert werden; 
der Senat kann in ſolchen Fällen im Einvernehmen mit dem Steuerpflichtigen die Einkommenſteuer auch 
in einem Pauſchbetrag feſtſetzen. 
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2 § 48. 
Der Steuerausſchuß ift berechtigt, in Fällen, in denen bei beſchränkt Steuerpflichtigen eine gefonderte 
Berechnung des Einkommens aus inländiſcher Erwerbs- und Berufstätigkeit (§ 3 Abſatz 2 Nr. 1 bis 4) 
nicht möglich iſt, die Steuer für das inländiſche Einkommen auch in einem Pauſchbetrage feſtzuſetzen. 


IV. Beſtenerung nach dem Verbrauch. 
S 44. 

Steht das feſtgeſtellte Geſamteinkommen eines unbeſchränkt Steuerpflichtigen in auffälligem Gegen— 
ſatz zu den für die Lebenshaltung des Steuerpflichtigen in dem Kalenderjahr, für das die Steuer erhoben 
wird, aufgewendeten Beträgen, ſo kann die Höhe des Verbrauchs für dieſe Zwecke zur Grundlage für die 
Steuerfeſtſetzung genommen werden, ſoweit nicht der Steuerpflichtige nachweiſt, daß er den Verbrauch 
aus Vermögen oder durch Aufnahme von Schulden oder aus Einkünften beſtritten hat, welche nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes bei Berechnung des Einkommens außer Anſatz zu laſſen ſind. 


V. Steuertarif. 


§ 45. 
(1) Vom Einkommen find vor Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge im Jahre ab— 
zuſetzen: ۲ 
a füt den کی‎ lien A ای ی ی‎ ande 240,— G 


b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer heranzuziehende Ehefrau des Steuerpflichtigen 360,.— G 
c) für das 1. bis 3. zur Haushaltung des Steuerplichtigen zählende minderjährige 

Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer heranzezogen iſt, je. . .... 960,— 0 
d) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen e 1440, G 

(2) Der Abzug wird auch für ſolche minderjährigen Kinder gewährt, die ſelbſtändiges Arbeitsein— 
kommen beziehen, ſofern ſie bis zum Ende des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird, das 
17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als Kinder im Sinne dieſes Geſetzes gelten neben den Ab— 
kömmlingen des Haushaltungsvorſtandes auch Stief, Schwieger-, Adoptiv- und Pflegekinder ſowie deren 
Abkömmlinge. 

5) Für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig ſind, oder nicht bloß vorüber— 
gehend behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, erhöhen ſich die in Ab— 
ſatz 1 Ziffer a) und b) vorgeſehenen Abzüge auf je 500 G, ſofern das ſteuerbare Einkommen 2400 G 
nicht überſteigt und ſich hauptſächlich aus Einkünften der in 8 6 Ziffer 5 und 6 genannten Art zuſammenſetzt. 

(4) Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen Jahres beſtanden, jo mindert ſich die Höhe 
der Abzüge in dem Verhältnis, in dem die Zahl der Monate, während der die Steuerpflicht gegeben 
war, zum vollen Kalenderjahr ſteht. 

§ 46. 

(1) Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung oder Erlaß der Einkommenſteuer 
berückſichtigt werden, wenn das Einkommen 30000 G nicht überſteigt. Als Verhältniſſe dieſer Art gelten 
insbeſondere außergewöhnliche, nicht ſchon gemäß $ 45, ausgeglichene Belaſtung durch Unterhalt oder 
Erziehung einſchließlich Berufsausbildung der Kinder, durch geſetzliche oder ſittliche Verpflichtung zum 
Unterhalt mittelloſer Angehöriger, auch wenn ſie nicht zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählen, 
durch Krankheit, Körperverletzung, Verſchuldung, Unglücksfälle (darunter auch außerordentliche Ernte- und 
Hochwaſſerſchäden) oder durch beſondere Aufwendungen im Haushalt, die durch Erwerbstätigkeit einer 
Witwe mit minderjährigen Kindern veranlaßt worden ſind. 

(2) In Ausführung des Abſatzes 1 können die in § 45 Abſatz 1 vorgeſehenen Ermäßigungen auch 

a) für die Ehefrau und die minderjährigen Kinder, die nicht zum Haushalt des Steuerpflichtigen 
zählen, 
b) für uneheliche minderjährige Kinder, die nicht zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählen, 
gewährt werden, wenn ſie vom Steuerpflichtigen ganz oder im weſentlichen unterhalten werden. 


§ 47. 
Die Vorſchriften der 88 45/46 finden auf beſchränkt Steuerpflichtige (8 3) keine Anwendung. 
§ 48. 


(1) Die Einkommenſteuer wird ſtets für ein Kalenderjahr feſtgeſetzt. : 
(2) Zur Berechnung der Einkommenſteuer wird das nach SS 45 und 46 verminderte Einkommen 
auf volle 10 Gulden nach unten abgerundet. ۱ 
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§ 49. 
(1) Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 

für die erſten angefangenen oder vollen 10 000 G des Einkommens. ... ۱0 DE 
für die weiteren angefangenen oder vollen 5000 G des Einkommens . .. 125 „ „ 
رن‎ = ۶ ۳ 5 5000 % 3 SLO 
7 2 ۳ 2 „5 OO 1 n 
۳9 „ LO OOO 7 a IDE 
2 5 5 7 ee > REN DEE 
میج‎ 7 7 ۶ „ 20 000 „ Mr و رس ال اریز‎ BS 
N 7 ۶ ۳ 2000 5 A CORO 

e, E E ER EI SO 


(2) Die Einkommenſteuer ift auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 


VI. Verfahren. 7 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 50. 

() Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet iſt und bis 
zu welchem Zeitpunkt die Steuererklärungen einzureichen ſind. Es beſtimmt ferner den Umfang und 
Inhalt der Steuererklärung. Die Verpflichtung kann auf die Abgabe einer Erklärung über die Höhe 
des Verbrauchs und des Umſatzes ausgedehnt werden. 

(2) Zur Feſtſtellung von Pauſchſätzen können die Steuerämter auch ſchon vor Beginn der Steuer 
veranlagung Auskünfte, Gutachten und andere Unterlagen einfordern. Bei dieſen Erhebungen haben die 
Steuerämter die gleichen Befugniſſe, wie ſie im Steuergrundgeſetz für das Ermittlungsverfahren 
vorgeſehen ſind. 

8 51. 

(1) Wer Perſonen gegen Gehalt, Lohn und ſonſtiges Entgelt länger als zwei Monate beſchäftigt 
hat, iſt verpflichtet, auf beſondere Aufforderung des Steueramts dieſem Namen, Stellung und 
Wohnung, ſowie die von ihm herrührende Einnahme dieſer Perſonen mitzuteilen. 

(2) Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Vorſtände juriſtiſcher Perſonen und von Vereinen 
aller Art, ſowie für die Vorſtände aller Stellen, Behörden und Anſtalten des öffentlichen Dienſtes hin⸗ 
ſichtlich des Berufs- oder Penſionseinkommens ihrer Beamten, Angeſtellten, Bedienſteten, ſowie der 
Empfänger von Ruhegehältern, Witwen- und Waiſenpenſionen oder Unterhaltsbeiträgen. 


8 52. 
Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Einkommenſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer— 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 


2. Einheitliche Feſtſtellung bei Beteiligung mehrerer an den Einkünften. 


§ 53. 
(1) Einheitlich ſollen feſtgeſtellt werden: 
1. bei Land- und Forſtwirtſchaft (8 6 Abſatz 1 Nr. 1) der geſamte im Betrieb erzielte 
Gewinn ($ 7 Abſatz 2 Nr. 1), ſofern der Betrieb von mehreren auf gemeinſame Rechnung 
ausgeübt wird; ۱ 
2. bei Gewerbebetrieb (§ 6 Abſatz 1 Nr. 2) der Geſchäftsgewinn einer Geſellſchaft oder 
Gemeinſchaft, an der mehrere Perſonen als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebs 
beteiligt ſind; 
3. bei ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit )5 6 Abſatz 1 Nr. 3) der Gewinn ) 7 Abſatz 2 
Nr. 1), ſofern an ihm mehrere mitberechtigt ſind; 
4. bei Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen (§ 34 Abſatz 1 Nr. 1) der 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben ($ 7 Abſatz 2 Nr. 2), ſofern dieſer auf Grund 
Eigentums oder dinglichen Nutzungsrechts mehreren zufließt. 
(2) Die Vorſchriften des Abſatzes 1 gelten nur, wenn das unbewegliche Vermögen (Abſatz 1 Nr. 1, 
4) im Inland belegen oder in ein inländiſches öffentliches Buch oder Regiſter eingetragen iſt oder wenn 
die Geſellſchaft oder die Gemeinſchaft (Abſatz 1 Nr. 2) Sitz oder Ort der Leitung im Inland hat. Von 
Anwendung der Vorſchriften kann in Fällen von geringerer Bedeutung abgeſehen werden. 
(3) Hört die Geſellſchaft oder Gemeinſchaft vor Abſchluß des Verfahrens auf zu beſtehen, fo gilt fie 
für die Durchführung des Verfahrens als fortbeſtehend. b 
(4) Die näheren Beſtimmungen, insbeſondere über die Zuſtändigkeit, erläßt das Landesſteueramt. 


% 
8 54. 

(1) Über die Höhe des feſtgeſtellten Gewinns oder Überſch uſſes (8 53 Abſatz 1) iſt ein ſchriftlicher 
Beſcheid (Feſtſtellungsbeſcheid) zu erteilen. Der Feſtſtellungsbeſcheid gilt als Steuerbeſcheid im Sinne 
des Steuergrundgeſetzes. 

(2) In den Fällen des § 53 Abſatz 1 Nr. 2 ſind zur Einlegung von Rechtsmitteln außer dem 
Vorſteher des Steueramtes (SS 209, 222 des Steuergrundgeſetzes) nur die zur Geſchäftsführung befugten 
Geſellſchafter berechtigt. Andere Perſonen ſind auch nicht befugt, dem Rechtsmittel beizutreten. 

(3) In den Fällen des § 53 Abſatz 1 Nr. 1, 3, 4 iſt jeder Mitberechtigte zur Einlegung von 
Rechtsmitteln befugt. Mehrere Rechtsmittel gleicher Art ſind zu verbinden. Die Rechtsmittelentſcheidungen 
haben Wirkſamkeit für und'gegen alle Mitberechtigten. 

8 55. 

(1) Der in dem Feſtſtellungsbeſcheid feſtgeſtellte Betrag iſt für die Veranlagung jedes einzelnen 
der beteiligten Geſellſchafter oder Mitberechtigten zur Einkommenſteuer maßgebend, auch wenn der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid noch nicht unanfechtbar geworden iff. Der Einkommenſteuerbeſcheid kann nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß der geſamte Gewinn ($ 53 Abſ. 1 Nr. 1. 2, 3) oder der geſamte 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben ($ 53 Abſatz 1 Nr. 4) in dem Feſtſtellungsbeſcheid unrichtig 
feſtgeſtellt worden ſei. 

(2) Wird der Feſtſtellungsbeſcheid nach Erteilung des Einkommenſteuerbeſcheides durch Rechtsmittel⸗ 
entſcheidung, Neufeſtſtellung, Berichtigung oder eine andere Verfügung abgeändert und iſt die abändernde 
Entſcheidung unanfechtbar geworden, ſo iſt der Einkommenſteuerbeſcheid von Amts wegen entſprechend 
zu berichtigen, auch wenn er bereits unanfechtbar geworden war. 


VII. Entrichtung der Steuer. 
§ 56. 
Soweit die Steuer nicht nach den SS 57 bis 68 durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben 
worden iff, find nach den SS 74 bis 82 Vorauszahlungen und Abſchlußzahlungen zu entrichten. 
1 1. Steuerabzug vom Arbeitslohn. 
§ 57. 
() Bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn) wird die Steuer durch Einbehaltung 
eines Lohnteils erhoben (Steuerabzug vom Arbeitslohn); der Steuerabzug iſt vom Arbeitgeber zu bewirken. 
(2) Beſteht der Arbeitslohn ganz oder teilweiſe aus Sachbezügen und reicht der Barlohn zur 
Deckung der unter Berückſichtigung des Wertes der Sachbezüge einzubehaltenden Steuer nicht aus, ſo 
hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den zur Deckung der Steuer erforderlichen Betrag, ſoweit er 
nicht durch den Barlohn gedeckt iſt, zu zahlen. Soweit der Arbeitnehmer dieſer Verpflichtung nicht 
nachkommt, hat der Arbeitgeber einen dem Betrag im Werte entſprechenden Teil der Sachbezüge nach 
ſeiner Wahl zurückzubehalten und daraus die Steuer zu decken. 
§ 58. 
(1) Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn einen Betrag von 10 v. H. unter Berückſichtigung der 
nachſtehend vorgeſchriebenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 
(2) Der Betrag von 10 v. H. des Arbeitslohnes ermäßigt ſich vom 1. September 1925 ab 
1. für den Steuerpflichtigen im Falle der Zahlung des Arbeitslohns 
a) für volle Monate um 2 G monatlich, 
b) für volle Wochen um 0,48 G wöchentlich, 
e) für volle Arbeitstage um 0,08 G täglich, 
d) für kürzere Zeiträume um 0,02 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden; 
2. für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende Ehefrau im Falle der Zahlung des 
Arbeitslohnes 
a) für volle Monate um 3 G monatlich, 
b) für volle Wochen um 0,72 6 wöchentlich, 
e) für volle Arbeitstage um 0,12 G täglich, 
d) für kürzere Zeiträume um 0,03 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden; 
3. a) für das 1. bis 3. zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, 
das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, im Falle der Zahlung des 
Arbeitslohnes 
a) für volle Monate um je 8 8 monatlich, 
bh) für volle Wochen um je 1,92 G wöchentlich, 
) für volle Arbeitstage um je 0,32 6 täglich, ۱ 
d) für kürzere Zeiträume um je 0,08 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden; 
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b) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen 
a) für volle Monate um je 12 G monatlich, 
b) für volle Wochen um je 2,88 G wöchentlich, 
c) für volle Arbeitstage um je 0,48 G täglich, 
d) für kürzere Zeiträume um je 0,12 6 für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden; 
Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, die ein Arbeitseinkommen beziehen, 
werden nicht berückſichtigt. 
4. zur Abgeltung der nach § 13 Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 zuläſſigen Abzüge insgeſamt: im Falle 
der Zahlung des Arbeitslohns 
a) für volle Monate um 8 G monatlich, 
b) für volle Wochen um 1,92 G wöchentlich, 
c) für volle Arbeitstage um 0,32 G täglich, 
d) für kürzere Zeiträume um 0,08 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsjtunden. 
(3) Die einzubehaltenden Steuerbeträge find auf volle 5 Pfennige nach unten abzurunden. 


§ 59. ۱ 

Für die nach § 58 Abſatz 2 abzuſetzenden Beträge iſt unbeſchadet der Vorſchrift des § 60 der 
Familienſtand des Arbeitnehmers bei der der Ausſtellung des Steuerbuchs voraufgegangenen Perſonen— 
ſtandsaufnahme maßgebend. 

§ 60. 

(). Weiſt der Arbeitnehmer nach, daß die Zahl der Perſonen, für die der Abzug vom Arbeitslohn 
ſich gemäß § 58 Abſatz 2 Nr. 2 bis 3 ermäßigt, größer iſt als im Steuerbuch angegeben, fo hat die für 
die Ausſtellung des Steuerbuches zuſtändige Behörde auf ſeinen Antrag dieſe Tatſache im Steuerbuch zu 
vermerken. In dieſem Falle tritt die Ermäßigung für die neu hinzugekommene Perſon bei der erſten 
auf die Ergänzung des Steuerbuchs folgenden Lohnzahlung in Kraft. 

(2) Fallen die Vorausſetzungen für die Zulaſſung einer Ermäßigung nach $ 58 Abſatz 2 Nr. 2 bis و‎ 
fort, ſo hat das Steueramt eine Berichtigung des Steuerbuchs vorzunehmen. Es kann zu dieſem Zweck 


den Arbeitnehmer oder Arbeitgeber zur Vorlage des Steuerbuchs auffordern. Die Berichtigung tritt bei 


der erſten auf den Fortfall der Vorausſetzungen folgenden Lohnzahlung in Kraft. 


$ 61. 

Erhält ein Arbeitnehmer neben den laufenden Bezügen ſonſtige, insbeſondere einmalige Einnahmen 
(Tantiemen, Gratifikationen uſw.), ſo ſind von dieſen Einnahmen 10 v. H. ohne Berückſichtigung der im 
$ 58 Abſatz 2 vorgeſehenen Ermäßigungen einzubehalten, ſoweit dieſe bei dem Steuerabzug von den 
laufenden Bezügen voll zur Anrechnung gekommen ſind. 

/ 8 62. 

(1) Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, fo ermäßigt ſich der Steuer- 
abzug auf 2 v. H. der Einnahmen. $ 58 Abſatz 2 findet keine Anwendung. 

(2) Das Landesſteueramt wird ermächtigt, Beſtimmungen darüber zu treffen, inwieweit bei Heim⸗ 
arbeitern der Steuerabzug vom Arbeitslohn zu unterbleiben hat. 

§ 63. 

() Auf Antrag erfolgt durch das Steueramt eine Erhöhung der im § 58 Abſatz 2 vorgeſehenen 
Ermäßigungen, 

a) wenn die Vorausſetzung für Anwendung des § 46 gegeben find, insbeſondere wenn der 
Steuerpflichtige mittelloſe Angehörige unterſtützt, 

b) wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, daß die von ihm zu tragenden Werbungskoſten und 
Sonderleiſtungen gemäß 88 14, 15 insgeſamt den Betrag von 80 G im Monat um mehr 
als 10 ) überſteigen. 

(2) Die Erhöhung der Ermäßigungen darf 10% der Beträge oder Mehrbeträge nicht überſteigen, 
die für die genannten Zwecke tatſächlich aufgewendet werden. 

(3) 8 60 Abſatz 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 

(1) Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, vor Beginn eines neuen Kalenderjahres oder vor Beginn 
eines Dienſtverhältniſſes von der Gemeindebehörde ſeines Wohnortes ein Steuerbuch in Empfang zu 
nehmen. 

2) Bei Beginn eines neuen Kalenderjahres oder bei Beginn eines Dienſtverhältniſſes hat der 
Arbeitnehmer ſein Steuerbuch dem Arbeitgeber auszuhändigen. Dies gilt nicht in den Fällen, in denen 
das Arbeitsverhältnis vorausſichtlich nicht länger als 1 Woche dauert. 
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(3) Der Arbeitgeber hat das Steuerbuch während der Dauer des Dienſtverhältniſſes aufzubewahren 
und dem Arbeitnehmer am Ende des Kalenderjahres oder bei Beendigung des Dienſtverhältniſſes zurück— 
zugeben. In den Fällen, in denen der Arbeitnehmer gleichzeitig mit Aufgabe des Dienſtverhältniſſes 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig verläßt, iſt das Steuerbuch dem Arbeitnehmer nicht auszuhändigen, 
ſondern gegebenenfalls durch Vermittlung der Gemeindebehörde dem Steueramt abzuliefern. 

(4) Der Arbeitnehmer hat das Recht, ſich jederzeit durch Einſichtnahme in das Steuerbuch davon 
zu überzeugen, daß die von ſeinen Bezügen einbehaltenen Steuerbeträge vorſchriftsmäßig entrichtet ſind. 

6) Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, die Ausſtellung eines Steuerbuchs zu beantragen, falls ein von 
ihm angenommener Arbeitnehmer nicht im Beſitz eines ſolchen iſt. 

(6) Soweit ſich das Steuerbuch nach Abſatz 2 nicht im Gewahrſam des Arbeitgebers befindet, hat 
der Arbeitnehmer es bei jeder Lohn- und Gehaltszahlung dem Arbeitgeber vorzulegen. ۱ 

8 65. 

(1) Der Arbeitgeber hat in Höhe des einzubehaltenden Betrages, ſpäteſtens am dritten Tage nach 
der Lohnzahlung, Steuermarken in das Steuerbuch einzukleben und zu entwerten. 

(2) Das Landesſteueramt kann ein vom Abſatz 1 abweichendes Verfahren anordnen und insbeſondere 
beſtimmen, daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und die Einzahlung des vom Arbeitslohn 
einbehaltenen Betrages durch den Arbeitgeber unmittelbar bei der Steuerkaſſe erfolgt. 

§ 66. 

() Der Arbeitgeber haftet für die Einbehaltung und Entrichtung der in den SS 58, 61, 62 bes 
ſtimmten Beträge neben dem Arbeitnehmer. ， 

(2) Die Haftung des Arbeitnehmers beſchränkt ſich auf die Fälle, in denen 

a) der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt erhalten hat, 

b) der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vorſchriftsmäßig verwendet hat und dem 
Arbeitnehmer dies bekannt iſt; in dieſem Falle erliſcht die Haftung, wenn der Arbeitnehmer 
dem Steueramt von dieſer Kenntnis unverzüglich Mitteilung macht. 


8 67. 
Ob und inwieweit im einzelnen Falle die Beſtimmungen der §§ 57 bis 65 anzuwenden ſind, 
entſcheidet das Steueramt. Gegen die Entſcheidung des Steueramtes iſt nur die Beſchwerde an das 
Landesſteueramt zuläſſig. 8 68 


Soweit nach geſetzlicher Vorſchrift die Veranlagung zur Einkommenſteuer als Grundlage für 
Beſteuerungsrechte von Körperſchaften des öffentlichen Rechts zugelaſſen iſt und die auf den Arbeitslohn 
entfallende Einkommenſteuer nicht veranlagt wird, gelten die nach SS 58, 61, 62 einbehaltenen und nach 
$ 65 vorſchriftsmäßig verwendeten oder abgeführten Beträge als veranlagt. 


2. Veranlagung von Einkünften, die dem Steuerabzug unterliegen. 
§ 69. 
Überſteigt das geſamte nach و‎ 48 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen nicht den Betrag 
von 10000 G und beſteht es entweder aus Einkünften, die nach 8 57 dem Steuerabzug vom Arbeitslohn 
unterlegen haben, oder aus ſolchen Einkünften und aus ſonſtigen Einkommen bis zu 100 G, ſo findet 


eine Veranlagung nicht ſtatt. 
§ 70. 


Überſteigt das geſamte nach § 48 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen nicht den Betrag 
von 10000 G und beſteht es außer aus Einkünften, die nach § 57 dem Steuerabzug unterlegen haben, 
aus ſonſtigen Einkommen über 100 G fo findet eine Veranlagung nur für das ſonſtige Einkommen ſtatt. 
Hierbei dürfen Abzüge nach S$ 13 bis 15 und 45, 46 inſoweit nicht geltend gemacht werden, als ſie mit 
dem Arbeitslohn in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen oder beim Steuerabzug bereits berückſichtigt ſind. 

ATA 

In den Fällen der و8‎ 69, 70 gilt die auf den Arbeitslohn entfallende Steuer für den Arbeitnehmer 
als getilgt, wenn ſeine Haftung nach 8 66 erloſchen iſt. Die Haftung des Arbeitgebers erliſcht jedoch 
nur, wenn die nach SS 58, 61, 62 einbehaltenen Beträge vorſchriftsmäßig abgeführt oder verwendet 
worden ſind. و‎ 

۳ Ss a 

Ülberjteigt das nach § 48 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen den Betrag von 10000 G, 
ſo werden auch die Einkünfte veranlagt, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterlegen haben. Bei 
dieſer Veranlagung ſind für die Werbungskoſten und Sonderleiſtungen des Steuerpflichtigen auch ohne 
beſonderen Nachweis für jeden Monat, in dem er dem Steuerabzug unterworfene Einkünfte erzielt hat, 
80 G von dem Einkommen abzuſetzen. 


8 73. 
(1) Steuerpflichtige, deren geſamtes nach § 48 abgerundeles Einkommen 10000 6 nicht überſteigt 
lönnen Veranlagung zur Einkommenſteuer beantragen, 
a) wenn die Werbungskoſten und Sonderermäßigungen in dem abgelaufenen Kalenderjahr den 
Betrag von 960 G um mehr als 10 % überſteigen und dies nicht ſchon beim Steuerabzug 
berückſichtigt iſt, 05 
b) wenn die Vorausſetzungen des § 46 vorliegen und dies nicht ſchon beim Steuerabzug gemäß 
§ 63 berüdfichtigt iſt, 
e) wenn die nach S 58 Abſatz 2 Ziffer 1—3 zuläſſigen Jahresermäßigungen infolge einer 
Erwerbsloſigkeit von mehr als 6 Wochen beim Steuerabzug nicht voll berückſichtigt find. 
(2) Anträge auf Grund des Abſatzes 1 find mit einer Einkommenſteuererklärung zu verbinden und 
innerhalb der Friſt für die Abgabe dieſer Erklärung zu ſtellen. 


3. Leiſtung von Vorauszahlungen. 
§ 74. 
Bis zum Empfange eines Steuerbeſcheides für ein Kalenderjahr hat der Steuerpflichtige auf die 
Steuerſchuld dieſes Jahres am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt und 15. November Vorauszahlungen 
in Höhe von einem Viertel der zuletzt feſtgeſtellten jährlichen Steuerſchuld zu entrichten. 


8 75. 

Soweit eine Veranlagung nach 88 72, 73 erfolgt iſt, hat der Steuerpflichtige Vorauszahlungen 
nach § 74 bis zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides nur inſoweit zu entrichten, als die Steuer- 
ſchuld nicht durch die Steuerabzugsbeträge des der Veranlagung zugrunde liegenden Kalenderjahres 
gedeckt iſt. 

§ 76. N 

Iſt der Zeitraum, für den der Steuerbeſcheid erteilt wird, kürzer als 1 Jahr, jo find die Voraus⸗ 
zahlungen nach der Steuer feſtzuſetzen, die ſich ergibt, wenn das dem Steuerbeſcheide zugrunde liegende 
Einkommen in ein Jahreseinkommen umgerechnet wird. 
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(1) Iſt die Steuerpflicht neubegründet worden, jo find die bis zum Empfange des erſten Steuer— 
beſcheids gemäß § 52 zu entrichtenden Vorauszahlungen nach dem Einkommen feſtzuſetzen, das in dem 
auf die Begründung der Steuerpflicht folgenden Jahre mutmaßlich erzielt werden wird. 

(2) Bei Neueintritt in die Steuerpflicht beginnt die Pflicht zur Entrichtung der Vorauszahlungen 
mit dem erſten, auf den Eintritt der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin gemäß 8 74. 


8 78. 

(1) Erhöht ſich das Einkommen eines Steuerpflichtigen für ein Kalender- oder Geſchäftsjahr 
gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Einkommen vorausſichtlich um mehr als den fünften Teil, ſo können 
die gemäß § 74 zu entrichtenden Vorauszahlungen neu feſtgeſetzt werden. 

(2) Tritt infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe an die Stelle von Einkünften, die dem 
Steuerabzug unterliegen, vorausſichtlich ſonſtiges Einkommen, das dem Steuerabzuge nicht unterliegt, fo 
können die bis zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides zu leiſtenden Vorauszahlungen nach dem 
Einkommen neu feſtgeſetzt werden, das in dem auf die Anderung der Erwerbsverhältniſſe folgenden 
Jahre mutmaßlich erzielt werden wird. 

§ 79. 

(1) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß ſich ſein Einkommen für ein Kalender- oder 
Geſchäftsjahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Einkommen vorausſichtlich um mehr als den fünften 
Teil niedriger berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf den wahrſcheinlichen Betrag der Ver— 
minderung des Einkommens entfallende Teil der Vorauszahlung zu ſtunden. 

(2) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe voraus— 
ſichtlich Einkünfte, die dem Steuerabzug unterliegen, an die Stelle von ſonſtigem Einkommen treten und 
die Minderung des ſonſtigen Einkommens mindeſtens 1000 8 beträgt, jo find ihm auf Antrag die 
Vorauszahlungen bis auf den Betrag zu ſtunden, der vorausſichtlich als Einkommenſteuer von dem der 
Veranlagung unterliegenden Einkommen zu entrichten iſt. 


8 80. 
(1) Die Feſtſtellung nach §8 76 bis 78 erfolgt durch das Steuerüſtt eine Mitwirkung der Aus— 
ſchüſſe nach 8 12 des Steuergrundgeſetzes iſt nicht erforderlich. 
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(2) Über die Höhe der Vorauszahlungen erteilt das Steueramt dem Steuerpflichtigen einen 
ſchriftlichen Beſcheid. Der Beſcheid über die Vorauszahlungen kann mit dem Steuerbeſcheid im Sinne 
des § 52 verbunden werden. 

(3) Gegen Entſcheidungen über die Vorauszahlungen iſt nur die Beſchwerde gegeben (8 184 
Abſatz 3, § 238 des Steuergrundgeſetzes). 81 

٩ 3 

(1) Auf die nach § 21 für das Kalender- oder Geſchäftsjahr feſtgeſetzte Steuerſchuld werden 
angerechnet: 

1. die nach $ 74 auf die Steuerſchuld des Kalenderjahres geleiſteten Vorauszahlungen; 

2. die für dasſelbe Kalenderjahr nach SS 58, 61, 62 einbehaltenen Beträge, ſoweit fie auf 
Einkünfte entfallen, die dem Steuerabzug unterlegen haben und die nach SS 72, 73 
veranlagt worden ſind. 

(2) Soweit die Steuerſchuld nach Abſatz 1 die angerechneten Beträge überſteigt, iſt ſie innerhalb 
eines Monats nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides zu entrichten (Abſchlußzahlung). Die Verpflichtung, 
rückſtändige Beträge ſchon vorher zu entrichten, bleibt unberührt. 

63) Soweit die nach Abſatz 1 angerechneten Beträge die Steuerſchuld überſteigen, find fie zu 
erſtatten, ſobald die Veranlagung unanfechtbar geworden iſt. Die Erſtattung erfolgt in bar nur, ſoweit 
Reſte an anderen Steuern, Zinſen, Koſten und Strafen nicht vorhanden find. Die in bar zu 
erſtattenden Beträge werden vom Schluß des Kalenderjahres ab verzinſt, für das die Veranlagung 
vorgenommen iſt. 9 82 


(1) Bei Ausſcheiden aus der Steuerpflicht entfällt die Verpflichtung zur Entrichtung von Voraus— 
zahlungen mit dem nächſten auf den Fortfall der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin. 

(2) Bei Wegfall der perſönlichen Steuerpflicht hat der Steuerpflichtige ſpäteſtens bis zum Zeit— 
punkt des Wegfalls Sicherheit für die Abſchlußzahlung zu leiſten. In dieſem Falle kann das Steueramt 
die Steuer auch in einem Pauſchbetrag feſtſetzen; eine Mitwirkung der Ausſchüſſe nach § 12 des Steuer— 
grundgeſetzes iſt nicht erforderlich. Die Vorſchrift des § 80 Abſatz 3 gilt entſprechend. 

(3) Die Vorſchrift des Abſatz 2 findet keine Anwendung, wenn die Steuerpflicht infolge Todes 


2 VIII. Steueranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
8 83. 

(1) Den Gemeinden werden 48 v. H., den Gutsbezirken 24 v. H. des tätſächlichen Aufkommens der 
Einkommenſteuer überlaſſen. Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 

(2) Den Gemeinden und Gutsbezirken werden Beträge nur inſoweit überlaſſen, als ſie nachgewieſener— 
maßen Aufwendungen für kommunale Zwecke gemacht haben. Der Senat hat den Anteil der Gemeinden 
zu erhöhen, wenn den Gemeinden neue ſtaatliche Aufgaben übertragen werden, und zu ermäßigen, wenn 
neue Aufgaben durch den Staat von den Gemeinden übernommen werden. 

(3) Weitere 2 v. H. des Aufkommens der Einkommenſteuer find zur Bildung eines Ausgleichsfonds 
zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände find nicht berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen— 
ſteuer oder eine ihrem Weſen nach der Einkommenſteuer gleichartige Steuer zu erheben. 

۰ 8 84. 

(1) Für den Anſpruch der Gemeinden auf Beteiligung an der Einkommenſteuer ſind die Bore 
ſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 über die Steuerpflicht hinſichtlich der Ge- 
meindeeinkommenſteuer entſprechend anzuwenden. Bei der Konkurrenz mehrerer Gemeinden finden die 
Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über die Verteilung des gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens 
entſprechende Anwendung. 

(2) Hinſichtlich der Verteilung der Anteile aus dem Aufkommen durch den Lohnabzug (SS 57 ff.) 
gilt ohne Rückſicht auf die nachträglich eintretenden Wohnſitz- oder Aufenthaltsänderungen die Gemeinde 
als anſpruchsberechtigt, für deren Bezirk das Steuerbuch ausgeſtellt iſt oder auszuſtellen war. 


IX. Beſteuerungsrecht der Religionsgeſellſchaften. 


8 85. 
Die Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts find berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen— 
ſteuer zu erheben. X. Strafvorſchriften. 
8 86. 


Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im ein— 
bis zum zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf 
Gefängnis erkannt werden. 
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§ 87. 

(1) Wer den Vorſchriften der SS 51, 57, 60 Abſatz 2, 62 bis 65 oder den auf Grund der §§ 65 
Abſatz 2 und 98 getroffenen Beſtimmungen vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu 
2000 G oder mit Gefängnis beſtraft, ſoweit nicht nach anderweiten Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt. Liegen mildernde Umſtände vor, jo iſt auf Geldſtrafe bis zu 200 G zu erkennen. 

(2) Wer den in Abſatz 1 bezeichneten Vorſchriften oder Beſtimmungen fahrläſſig zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 200 G beitraft. 

8 88. 

Wer Steuermarken in der Abſicht, daß fie als echt verwendet werden, fälſchlich anfertigt oder ver- 
fälſcht, oder wer ſich in dieſer Abſicht falſche Steuermarken dieſer Art verſchafft, wird mit Gefängnis 
nicht unter 3 Monaten beſtraft; ebenſo wird beſtraft, wer vorſätzlich falſche Steuermarken als echt ver— 


wendet, feilhält oder in Verkehr bringt. 9 80 
9. 


Wer vorſätzlich bereits verwendete Sb en als gültig wieder verwendet oder in der Absicht, 
daß ſie als gültig wieder verwendet werden, ſich verſchafft, feilhält oder in den Verkehr bringt, wird mit 
Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1000 Gulden beſtraft. 

8 90. 
Wer zum Zwecke der Fälſchung von Steuermarken 
1. Formen oder andere Gerätſchaften, die zur Ausführung einer Steuermarkenfälſchung dienen 
können, 
2. Papier, das einer zur Herſtellung von Steuermarken beſtimmten Papierart gleich oder zum 
Verwechſeln ähnlich iſt, 
anfertigt, ſich verſchafft, feilhält oder einem anderen überläßt, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder 
mit Geldſtrafe bis zu 2000 Gulden beſtraft. Den Formen und Gerätſchaften ſtehen die mit ſolchen 
Formen oder Gerätſchaften hergeſtellten Abdrucke gleich. 


8 91. 

Die falſchen, wiederverwendeten oder zur Wiederverwendung beſtimmten Steuermarken ſind ein— 
einzuziehen, auch wenn ſie dem Täter nicht gehören. Das gleiche gilt für die Formen, Gerätſchaften, 
Abrucke und Papier der in § 90 bezeichneten Art. 

§ 92. 

Sind wegen Hinterziehung der Einkommensteuer Strafen verwirkt, ſo 8 ſie neben den in den 

ss SS und 89 vorgeſehenen Strafen verhängt. 


XI. übergangsvorſchriften. 
8 93. 
(1) Bei der Veranlagung für das Jahr 1925 find ſtatt der in 845 vorgeſehenen Beträge abzuſetzen 
e,, MM Y 8 160 0 
b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer heranzuziehende Ehefrau des Steuerpflichtigen . 280 G 
c) für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das 
nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer heranzuziehen iſ gm 880 0 
IENE سک فا‎ ſoſende nd ae het enge e ENE 1040 G 
(2) Bei der Veranlagung für 1925 find im Falle des 8 72 für die Monate Januar / Auguſt 1925 
nur je 60 G anzuſetzen, im Falle des § 73 Abſatz 1a 800 G. 
(3) Im Falle einer geſetzlichen Anderung der Ermäßigungen wird der Senat ermächtigt, auch für 
ſpätere Veranlagungen entſprechende Ubergangsvorſchriften zu erlaſſen. 


§ 94. 

(1) Bei der Veranlagung für das Jahr 1925 bleibt bei der Gewinnermittlung nach SS 10 und 11 
der Gewinn oder Verluſt unberückſichtigt, der darauf zurückzuführen iſt, daß ſich der Wert einer der Auf— 
wertung unterliegenden Forderung oder Schuld des Steuerpflichtigen im Laufe des für die Ermittlung 
des Einkommens maßgebenden Zeitraumes geändert hat. 

(2) Der Senat kann die Anwendung der Vorſchrift des Abſatzes 1 auch für die folgenden Bers 


anlagungen anordnen. 
8 95. 


(1) Bei der Veranlagung für das Jahr 1925 betragen die nach § 23 Abſatz 1 und 2 für die ۶ 
wirtſchaftlichen Betriebe vorgeſchriebenen Jahrespauſchſätze: 


ff 
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bei Grundſtücken der Bodenklaſſe .. ... 200 181 G pro ha, 
1 ۳ 5 C 180 161 % „ 
7 5 TERN 160 1% LD r Tal 
5 ۵ 5 F 140 12 ul an 
1 5 3 97 N 120 101 „ „ 
5 5 7 „ A RE EEE 100 76 a 
x 8 = 8 P 75 51 „ „ „ 
۷۵ 50— 80 „ 


veranlagung für 1925 maßgebend. 

(3) Die durch Abſatz 1 feſtgeſetzten Zahlen [telen Richtlinien für die ſpäteren nach § 26 feit- 
zuſetzenden Pauſchſätze dar. Eine Veränderung iſt nur inſoweit zuläſſig, als fie durch Anderung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe in jpäteren Jahren gegenüber der Lage im Jahre 1925 bedingt iſt. 

XII. Schlußvorſchrift. 

§ 96. 

(1) Das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für jedes Jahr iſt an ſechs aufeinanderfolgenden 
Werktagen öffentlich zur Einſicht auszulegen. 

(2) Zur Einſicht ſind nur ſolche Perſonen befugt, die ein öffentliches Intereſſe nachweiſen. 

8 97. 

Das Geſetz tritt, ſoweit nichts Beſonderes vorgeſchrieben ift, mit ſeiner Verkündung und der Maß⸗ 
gabe in Kraft, daß es erſtmalig auf die Einkommenſteuerveranlagung für 1925 Anwendung findet. Die 
Vorſchrift des § 26 findet erſtmalig für die Einkommenſteuerveranlagung 1926 Anwendung. 


§ 98, 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. März 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


25 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: f 


Körperſchaftsſteuergeſetz. 
Vom 27. 3. 1926. 


5% 
Von dem Einkommen von Körperſchaften und Vermögensmaſſen wird nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes eine Körperſchaftsſteuer erhoben. 
1. Steuerpflicht. 
1 8 2. 
(1) Steuerpflichtig find: 
I. alle rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem Geſchäfts⸗ 
betrieb, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ihre Mitglieder iſt 
(Erwerbsgeſellſchaften), ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar nach dieſem Geſetz oder nach 
dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt, insbeſondere 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung; 
II. juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechtes, Anſtalten und andere Zweckvermögen, die keine 
Erwerbsgeſellſchaften im Sinne der Ziffer 1 ſind, ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar 
nach dieſem Geſetz oder nach dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen 
ſteuerbar iſt. 
(2) Die im Abſatz 1 bezeichneten Körperſchaften find ſteuerpflichtig: 
a) wenn ihr Sitz oder der Ort ihrer Leitung im Inland liegt, mit den geſamten inländiſchen 
und ausländiſchen Einkünften, 
b) wenn ihr Sitz und der Ort ihrer Leitung im Ausland liegt, mit den geſamten inländiſchen 
Einkünften im Sinne des § 3 des Einkommenſteuergeſetzes. 
(3) Die Steuerpflicht beſteht, ſolange die Körperſchaften und Vermögensmaſſen entweder im Inland 
ihren Sitz oder den Ort ihrer Leitung haben oder inländiſches Einkommen im Sinne des § 3 des 
Einkommenſteuergeſetzes beziehen. 
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S 3. 

Von der Körperſchaſtsſteuer find Körperſchaften und Vermögensmaſſen befreit, ſoweit ihnen unter 
Wahrung der Gegenſeitigkeit nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder ſoweit ihnen nach 
beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den 
perſönlichen Steuern zuſteht. 

8 4. 

(1) Von der Körperſchaftsſteuer find weiter befreit: 

a) die Bank von Danzig, 

b) die inländiſchen, öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienen den Sparkaſſen, die ſich auf 
die Pflege des eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, 

e) inländiſche Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die einem Reviſionsverbande angehören, 
wenn der Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, 

d) die in ihrer Hauptbeſtimmung als Zentralen der Genoſſenſchaften wirkenden eingetragenen 
Genoſſenſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Aktiengeſellſchaften, deren Genoſſen 
(Geſellſchafter) ausſchließlich oder überwiegend die unter e) bezeichneten Genoſſenſchaften find 
und deren Geſchäftsbetrieb ſich im weſentlichen auf die angeſchloſſenen Mitglieder und deren 
Einzelmitglieder beſchränkt (Beteiligungsgeſellſchaften), 

e) Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, die nur Mitglieder verſichern, 

f) Steuerpflichtige der im 8 2 Abſatz 1 Ziffer II bezeichneten Art, die nach der Satzung, Stiftung 
oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
des Inlandes dienen, 

g) Steuerpflichtige, die, ohne eigene induftrielle oder gewerbliche Tätigkeit auszuüben, lediglich 
Aktien oder andere Anteile an anderen inländiſchen oder ausländiſchen Erwerbsgeſellſchaften 
beſitzen und deren Geſchäftstätigkeit ſich auf die Kontrolle und Verwaltung ihnen nach⸗ 
geordneter oder mit und in ihnen zuſammengeſchloſſener Geſellſchaften der genannten Art 
beſchränkt. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen zu gewähren. 

II. Einkommen und Einkommensarten. 
8 5. 、 

(1) Die Vorſchriften des Abſchnitts II und III des Einkommenſteuergeſetzes finden ſinngemäß 
Anwendung, ſoweit nicht in den §§ 6 bis 11 dieſes Geſetzes etwas anderes vorgeſchrieben iſt. Für die 
Steuerpflicht des Einkommens iſt es ohne Bedeutung, ob es an die Geſellſchafter, Genoſſen oder Mitglieder 
oder an die in der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung beſtimmten Perſonen verteilt wird 
oder nicht. 6 
(2) Von Erwerbsgeſellſchaften iſt mindeſtens als Einkommen zu verſteuern die Summe der Bers 
gütungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufſichtsrates für das der Veranlagung zugrunde zu legende 
Geſchäftsjahr gewährt worden ſind, ferner die Summe der Tantiemen, Entſchädigungen und Belohnungen, 
die an Mitglieder des Vorſtandes und Angeſtellte in leitender Stellung für das Geſchäftsjahr gegeben 
worden ſind, ohne daß ſie vertraglich zugeſichert waren, ſowie die Summe der Gewinnanteile, die für 
das Geſchäftsjahr ausgeſchüttet worden ſind. ， 

(3) Der Steuerausſchuß entſcheidet bei Steuerpflichtigen, deren Sitz und Ort der Leitung im 
Ausland liegen, welcher Teil der geſamten, in Abſatz 2 genannten Bezüge als inländiſches Einkommen 
zu gelten haben. 8 6 


Bei Ermittlung des Einkommens bleiben im Falle der unbeſchränkten Steuerpflicht neben den im 
§ 8 des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Einkünften außer Anſatz: 

1. bei Steuerpflichtigen, die nachweislich ſeit Beginn des der Veranlagung zugrunde gelegten 
Geſchäftsjahres auf Grund ihres Beſitzes an Aktien, Kuren, Anteilen oder Genußſcheinen 
einer anderen, der Danziger Körperſchaftsſteuer nach § 2 Abſatz 2 Buchſtabe a unterliegenden 
Erwerbsgeſellſchaft mindeſtens zu einem Fünftel an dem Grund- oder Stammkapital oder, 
wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, an dem Vermögen dieſer Erwerbsgeſellſchaft beteiligt 
ſind, die auf den bezeichneten Beſitz entfallenden Gewinnanteile jeder Art; ۱ 

2. Beiträge der Mitglieder von Perſonenvereinigungen. 

SUR 
Außer den nach SS 13/15 des Einkommenſteuergeſetzes abzugsfähigen Ausgaben dürfen bei 
Ermittlung des Einkommens ferner abgezogen werden: 

1. Beträge, die nach Satzung, Stiftung oder ſonſtiger Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen 

oder mildtätigen Zwecken zugeführt merden; ۱ 
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2. Vergütungen jeder Art, die auf Grund der Jahresabſchlüſſe entweder an Mitglieder des 
Vorſtandes, die nicht lediglich zur Überwachung oder Beaufſichtigung der Geſchäftsführung 
beſtellt ſind, oder an Angeſtellte und Arbeiter für ihre Tätigkeit gewährt werden, ſoweit ſie 
nicht ſchon als Werbungskoſten )8 14 E. St. G.) abzugsfähig find; 
3. bei Erwerbsgeſellſchaften die Koſten der Ausgabe von Aktien und ſonſtigen Geſellſchafts 
anteilen, ſoweit ſie nicht aus dem Emiſſionsagio gedeckt werden können; 
4. bei ſteuerpflichtigen Verſicherungsgeſellſchaften angemeſſene Zuwendungen an das für 
Leiſtungen aus Verſicherungen erforderliche Deckungskapital; 

bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des Gewinnes, der an perſönlich haftende 
Geſellſchafter auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung 
(Tantieme) verteilt wird. 8 8 


Die Vorſchrift des § 13 Abſatz 2 des Einkommenſteuergeſetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die in § 7 dieſes Geſetzes bezeichneten abzugsfähigen Ausgaben auch im Falle der beſchränkten 
Steuerpflicht abzugsfähig ſind, ſoweit ſie mit dem inländiſchen Vermögen, mit der inländiſchen Betriebs— 
ſtätte oder mit dem inländiſchen Einkommen in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen. 


§ 9. 
Bei Ermittlung des Einkommens dürfen außer den im § 16 des Einkommenſteuergeſetzes genannten 
Ausgaben ferner nicht abgezogen werden: 

1. Aufwendungen für die Erfüllung der durch die Stiftung, Satzung oder ſonſtige Verfaſſung 
vorgeſchriebenen Zwecke des Steuerpflichtigen, auch ſoweit fie zu den im § 13 Abſatz 1 Nr. 3 
des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Renten und dauernden Laſten zählen; 

2. die von dem Steuerpflichtigen entrichtete Körperſchaftsſteuer und ſonſtigen Perſonalſteuern 
ſowie Rücklagen hierfür; 

3. Vergütungen jeder Art, die von Erwerbsgeſellſchaften an die zur Überwachung ihrer Geſchäfts— 
führung verfaſſungsgemäß beſtellten Perſonen (Mitglieder des Aufſichtsrats, des Verwaltungsrats 
uſw.) gewährt werden, auch ſoweit es ſich um Werbungskoſten handelt. 


III. Steuertarif. 


§ 10. 


(1) Die Steuer wird ſtets für ein Kalenderjahr erhoben. 
(2) Zur Berechnung der Steuer wird das PRE Einkommen auf volle 10 Gulden nach 
unten abgrundet. 


0 


§ 11. 
(1) Die Steuer beträgt: 
für die Steuerpflichtigen nach § 2 Abſatz 1 Ziffer I 12½ v. H., 
für die Steuerpflichtigen nach § 2 Abſatz 1 Ziffer II 10 v. H. des Einkommens. 
(2) Bei Erwerbsgeſellſchaften, welche Gewinnanteile irgendwelcher Art an ihre Geſellſchafter aus— 
ſchütten, erhöht ſich die nach Abſatz 1 zu zahlende Steuer um: 
1 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 8 v. H., aber nicht 
mehr als 10 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
2 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 10 v. H., aber nicht 
mehr als 12 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammlapitals beträgt, 
3 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 12 v. H., aber nicht 
mehr als 15 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals beträgt, 
4 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 15 v. H., aber nicht 
mehr als 20 v. H. des eingezahlten Grund- oder Stammlapitals beträgt, 
5 v. H. der ausgeſchütteten Beträge, wenn die Gewinnausſchüttung über 20 v. H. des ein— 
gezahlten Grund- oder Stammkapitals hinausgeht. 
(3) Die Steuer iſt auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 
(4) Eine Steuer wird von den im § 2 Abſatz 1 Nr. IT bezeichneten Steuerpflichtigen nicht erhoben, 
wenn das Jahreseinkommen 1000 G nicht überſteigt. 


IV. Verfahren, Entrichtung der Steuer, Steneranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
Strafvorſchriften und übergangsvorſchriften. 
8 12. 


Die Vorſchriften der Abſchuitte VI bis VIII, X und XI des Einkommenſteuergeſetzes finden ents 
ſprechende Anwendung, ſoweit nicht in den SS 13/16 dieſes Geſetzes etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 
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§ 13. 

Die Verpflichtung zur Abgabe der Erklärung nach § 50 Abſatz 1 des Einkommenſteuergeſetzes kann 
auch auf eine Erklärung über die Höhe der Gewinnanteile, Vergütungen, Tantiemen, Entſchädigungen 
und Belohnungen erſtreckt werden. 1 

§ 14. 

Bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsabſchlüſſe veröffentlicht werden, iſt die Steuer vor Ablauf des 
nach § 21 des Einkommenſteuergeſetzes maßgebenden Kalenderjahres und außerhalb der gewöhnlichen 
Veranlagung unverzüglich nach der Veröffentlichung auf Grund des in der Bilanz ausgewieſenen es 


winnes vorläufig feſtzuſetzen. 
§ 15. 


(1) Steuerpflichtige, die neu in die Steuerpflicht eintreten, find zur Entrichtung von Voraus- 
zahlungen für das erſte Geſchäftsjahr nicht verpflichtet. 

(2) Über die Erſtattung der für das Kalenderjahr 1925 in den Fällen des Abſatzes 1 geleiſteten 
Vorauszahlungen wird bei der endgültigen Veranlagung für 1925 Entſcheidung getroffen. 

i $ 16. 

Wenn die Steuerpflicht entſteht oder erliſcht oder wenn die unbeſchränkte Steuerpflicht an die Stelle 
der beſchränkten oder die beſchränkte an die Stelle der unbeſchränkten Steuerpflicht tritt, hat der Steuer— 
pflichtige von den eingetretenen Veränderungen dem Steueramt alsbald Anzeige zu erſtatten. 


V. Schluß vorſchrift. 
8 17. 

() Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß es erſtmalig bei der 
Körperſchaftſteuerveranlagung für 1925 Anwendung findet. 

(2) Mit Wirkung vom 1. Januar 1925 treten die SS 72 bis 75 und die Tarifnummer 9 (Ver⸗ 
gütungen) des übernommenen (Reichs-) Stempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 in der Faſſung vom 26. Juli 1918, 
ſowte § 2 der Verordnung zur Anpaſſung der Verkehrsſteuergeſetze an die Guldenwährung vom 4. Juli 1924 
Danziger Geſetzbl. S. 255) außer Kraft. Soweit Vergütungen der in 8 72 des (Reichs-) Stempelgeſetzes 
genannten Art für ein vor dem 1. Januar 1925 endendes Wirtſchaftsjahr gewährt werden, wird die 
Steuer für Vergütungen nach den vorbezeichneten Geſetzesbeſtimmungen und der Verordnungsvorſchrift 
vom 4. Juli 1924 erhoben. Das Gleiche gilt für Vergütungen, die für ein im Jahre 1925 endendes 
Wirtſchaftsjahr gewährt werden, für das nach Abſatz 1 eine Veranlagung zur Körperſchaftſteuer nicht 


ſtattfindet. 
§ 18. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. März 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


26 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über Aufhebung der Börſenumſatzſteuer für Anſchaffungsgeſchäfte über auslündiſche Zahlungsmittel. 
Vom 27. 3. 1926. 


Artikel J. 

Die Börſenumſatzſteuer für Anſchaffungsgeſchäfte über ausländiſche Zahlungsmittel (Sorten und 
Deviſen) — Tarifnummer 4a Ziffer 6 des übernommenen (Reichs-) Stempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 — Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 639 — in der Faſſung der Geſetze vom 26. Juli 1918 — Reichsgeſetzbl. S. 799 — und 
10. Juli 1922 — Geſetzbl. S. 229 — (Deviſenumſatzſteuergeſetz) ſowie der Verordnung vom 23. Oktober 192: 
— Geſetzbl. S. 1081 — 88 5 bis 8 des Deviſenumſatzſteuergeſetzes in der Faſſung der Verordnung vom 
23. Oktober 1923 — wird aufgehoben. 

Artikel II. 
Das Geſetz tritt am 1. April 1926 in Kraft. 
Danzig, den 27. März 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 
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27 e und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Vorläufiges Haushaltsgeſetz 
für das Rechnungsjahr 1926. Vom 22. 3. 1926. 
Einziger Artikel. 
Der Senat wird ermächtigt: 


I. bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1926 die Verwaltung der 
Freien Stadt Danzig hinſichtlich der laufenden Einnahmen und Ausgaben auf Grund des Haushalts 


plans 1925 zu führen, 
II. folgende neue fortlaufende Ausgaben zu leiſten: 
A. im Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung 1926. 
„Koſten für landwirtſchaftliche Zählungen (Anbau- und Ernteflächen-Erhebungen, 
Viehzählungen, Saatenſtandsberichte uſw.)“ Abſchnitt BI Stelle . 
„Herausgabe der Statiſtiſchen Mitteilungen“ Abſchnitt B II Stelle 2 b. 
B. im Haushaltsplan Soziales und Geſundheitsweſen 1926. 
„Für produktive Erwerbsloſenfürſorge“ Abſchnitt A I. 5. . 2 2 2 2 .... 
„Unterhaltung der Anſtalt Conradshammer“ Abſchnitt AL, 155ĩ .... 
„Unterhaltung des Hauſes Danzig-Neufahrwaſſer, Lotſenweg 2“ Abſchnitt AL, 16. 
„Beſoldung für 1 Wirtſchaftsinſpektor . für die ſtaatl. Fürſorgeanſtalt 
Silber hammer Abſchnütt Ay Ste em!!! 
e für 1 Angeſtellten (V) der . Silberhammer“ Abſchnitt AV 


een e از‎ A I RE BN 


„Ruhegehälter- und Hinterbliebenenbezüge“ Abſchnitt AV, jj 
„Ruhegehälter- und Hinterbliebenenbezüge“ Abſchnitt AVI, Il. 
„Löhne einſchl. Verſicherungsbeiträge“ Abſchnitt B VII,f Jin 
. im Haushaltsplan der Juſtizverwaltung 1926. 
„Für die Selbſtbewirtſchaftung des Gutes Lamenſtein“ Abſchnitt IS. 
D. im Haushaltsplan für öffentliche Arbeiten 1926. 
„Ruhegehälter, Witwen- und Waiſengelder“ Abſchnitt IF, mee. 


Du 


E. im Haushaltsplan der Staatlichen Grundbeſitzver waltung 1926. 
Bauliche Unterhaltung. 

a) Pulvermagazin am Wallplatz 15/16 Abſchuitt s ANS 

b) Gebäude der Baſtion Ausſprung n ER BERNER HN 

c) Gelände auf der Jeſuitenſchanze e,, A 

d) Gebäude des Trainkaſernements Langfuhr „ III, 44. 

e) Grundſtück „Löwenſchloß“ in Guteherberge „ III, 62 ........ 

„Unterhaltung der ehemaligen Gewehrfabrik“ „ I ieee AR E 

„Vermeſſungskoſten“ ROE CE OTSA EA 


F. im Haushaltsplan Betriebe, Verkehr und Arbeit 1926. 
„Löhne einſchl. Verſicherungsbeiträge“ Abſchnitt A I, 32 
„Beſchaffung und Unterhaltung von Werkzeugen“ Abschnitt A II Stelle 2 
III. folgende einmalige Ausgaben zu ۲۰ 
A. im Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung 1926. 
„Sicherheitsmaßnahmen im Senatsgebäude“ Abſchnitt A. VI, 1. 
B. im Haushaltsplan Soziales und Geſundheitsweſen 1926. 
شین از‎ des Lehrerhauſes“ (ſtaatliche Blindenanſtalt Königstal) Abſchnitt A III 


e der یی‎ und des Tierſtalles“ (Hygieniſches 1 Ab⸗ 
chm ¶ ß پا ی‎ EN 


C. im spe a für das Kirchen weſen 1926. 
„Für innere Einrichtung des Dienſtgebäudes Brotbänkengaſſe 2“ Abſchnitt B V. 
D. im Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 1926. 
„Zur Vervollſtändigung und Ergänzung der Lehrmittelſammlungen“ Abſchnitt K 1, 1 
„Zur Einrichtung des landwirtſchaftlichen Inſtituts“ Abſchnitt K I, 3 
E. im Haushaltsplan der Verwaltung des Innern 1926. 
„Bau einer neuen Kloſettanlage in der Telegraphenkaſerne“ Abſchnitt G I Stelle 4 
F. im Haushaltsplan der landwirtſchaftlichen Verwaltung einſchl. 
Fiſcherei- und Domänenverwaltung 1926. 
„Beſchaffung von Aalbeſatz“ Abſchnitt B IV, ). e 
„Drainagen und Melioratiouen“ Abſchnitt C IX Stellegxuxdn 
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G. im Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit 1926. 
„Für den weiteren Ausbau des Flughafens Danzig-Langfuhr“ Abſchnitt E I, 1. . 30 000 G 


„Für Neubeſchaffungen und Inſtandſetzungen“ Abſchnitt E I, 2۰ . 10 000 G 
„Für den Neubau einer Dampffähre über die Stromweichſel bei Rothebude (1. Rate)“ 
CVVT ᷣĩ en aaa Das Mia 3a 150 000 G 


IV. ſchwebende Schulden zur Beſchaffung von Betriebsmitteln aufzunehmen, welche in den Grenzen der zu 
L-: III bezeichneten Ermächtigung liegen. 


Danzig, den 22. März 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Gehl. 


28 Verordnung 


über Anderungen und Ergänzungen der Eichordnung vom 8. November 1911. 
Vom 20. 3. 1926. 


Auf Grund des § 19 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 — R. G. Bl. S. 349 — 
werden für das Gebiet der Freien Stadt Danzig die gleichen Anderungen und Ergänzungen Der Sido 
ordnung vom 8. November 1911 — Sonderbeilage zu Nr. 62 des Reichsgeſetzblattes — erlaſſen, wie ſie 
in dem von der Deutſchen Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt, Abteilung I für Maß und Gewicht, 
amtlich herausgegebenen Neudruck der Eichordnung für das Deutſche Reich vom 8. November 1911 mit 
Anderungen bis 18. Juni 1925 enthalten find. *) 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 20. März 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 


*( Der Neudruck der Eichordnung iſt im Verlag Deutſches Reichsgeſetzbuch für Induſtrie, Handel und Gewerbe in 
Berlin S. W. 61, Gitſchinerſtraße 106 a, käuflich zu haben. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuständigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. ۰ 

i betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum 一 0,40 Gulden. 
elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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